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Würdig oder wirksam? 
Die Zukunft der Bayerischen Verfassung 

Das 50jährige Bestehen der Bayerischen 
Verfassung war Anlaß für eine Tagung 
vom 8. bis 10. November 1996 in Tut­
zing. Unterdem Titel "Würdig oderwirk­
sam ?" wurde über 

standslos geworden sind, man damals 
eben nicht die Verfassung neu gefaSt hat, 
neu bearbeitet hat, sondern sie so stehen 
ließ. Wrr sind der Meinung, daß man 

Erfahrungen mit der 
Verfassung disku­
tiert. Ober deren Zu­
kunft - "Runder­
neuerung oder De­
tailkorrekturen ?" -
sprachen Landtags­
präsident Johann 
Böhm, die Frakti­
onsvorsitzenden im 
Bayerischen Land­
tags, Alois Glück 
(CDU), Renate 
Schmidt (SPD) und 
Manfred Fleischer 
(Bündnis 90/Die 
Grünen) sowie Bun­
desministerin a.D. 
Sabine Leutheusser­

Ober die Zukunft der Bayerischen Verfassung diskutierten in 
Tutzing (v. l.): Dr. Manfred Fleischer, Sablne Leutheusser­
Schnarrenberger, Landtagspräsident Johann Böhm, Diskus­
sionsleiter Josef Bleimeier (Bayerischer Rundfunk), Renate 
Schmidt und Alois GIOck. BegrOßt wurde das Podium von 
Akademiedirektor Prof. Dr. Heinrich Oberreuter (rechts). 

Schnarrenberger (FDP). Über den Baye­
rischen Verfasswtgsgerichtshof als Hüter 
der Verfassung sprach dessen Präsiden­
tin, Hildegund Holzheid (siehe Seite 4). 
Auch der Bayerische Senat war Thema 
der Tagung: Seine verfassungspolitische 
Rolle beleuchtete Prof. Dr. Dr. Wllhebn 
Mössle von der Universität Bayreuth (sie­
he Seite 6). 

DreiFragen 

Alois Glück, Fraknonsvorsitt.~nder d~r 
CSU im bay~rischen Landtag: Die Baye­
rische Verfassung ist in ihrer Struktur, in 
ihrer Sprache, in ihrer gesamten 
Gedankenführung eine Konstruktion, aus 
der man nicht beliebig Teile heraus­
brechen kann. Es ist interessant, daß, 
nachdem das GrWldgesetz in Kraft ge­
treten ist, und beträchtliche Teile der Ver­
fassung damit in der Wirksamkeit gegen-

durchaus in dieser Kontinuität bleiben 
soll und sehen keinen Anlaß für eine 
Runderneuerung. Letztlich gibt es drei 
Fragestellungen. Erstens: Stimmen die 
Grundlagen, stimmt das Wesentliche? 
Mir scheint, das Wesentliche stimmt. 
Zweitens: Was ist ohne Veränderung 
nicht möglich? Was behindert oder was 
sind nur Zeitgeist- beziehungsweise 
Modethemen? Drittens: Wo sind über 
Zeitgeist hinaus doch Signale notwendig? 
Wenn ich mir die sparsamen Veränderun­
gen der Vergangenheit betrachte, dann 
sind wahrscheinlich nur zwei Änderun­
gen für die inhaltliche Entwicklung von 
Bedeutung gewesen, nämlich im Bil­
dungs- und im Rundfunkbereich. Alle an­
deren, einschließlich des Verfassungs­
titels Umweltschutz, hatten eher Signal­
wirkung. Im Sinne der politischen Ziel­
setzung Signale zu geben: dafür gibt es 

(Fortsetzung aufS~ite 3) 

Editorlai 

Litbe Leserin! 
Lieber Leser! 

Verfassungen stiften die rechtlichen 

I Grundlagen für das Zusammenleben 
von Völkern. Sie sind jedoch nach 
unseren Erfahrungen im 20. Jahrhun-
dert nicht nur als Organisationsgerüst 
zu verstehen, sondern vor allem als 
Wertordnung; denn sie legen die Fun­
damente für die Qualität des Staates 
und die Rechte der Bürger. Vor 50 Jah­
ren war das geläufig und einsichtig, ja 
bestimmend für die Verfassungs­
beratungen im Westen. Der Weimarer 
Wertrelati:vi~us und die Vernichtung 
aller humanen Werte durch die NS­
Diktatur ließen die Verankerung des 
Rechts in ethischen Maximen zwin­
gend erscheinen. Nicht nur in Bayern 
herrschte diese Einsicht. Ethisch be­
gründetes Recht soll die Wirklichkeit 
formen. Verfassungen sollen- denken 
wir an die machtpolitischen Entglei­
sungen jüngster Geschichte - Schran­
ken setzen. Sie sollen ihren Geltungs­
anspruch durchsetzen statt vor 
Zeitgeistopportunismus zurückzuwei­
chen. Ein Verfassungsstaat, der keine 
Schranken mehr setzt, hört auf, einer 
zu sein. 
Dem sinnstiftenden Verfassungskern 
gebührt Respekt Änderungsoffener ist 
dagegen das organisatorische Bei­
werk: Das Wahlalter mag zeitbedingt 
unterschiedlich angesetzt werden. 
Doch die WUrde des Menschen oder 
die Demokratie als Staatsform bleiben 
in ihrer Substanz stets gleich. Insoweit 
können entsprechende Verfassungen 
nicht veralten. Befragen wir ihre Wert­
ordnung: Was davon erschiene heute 
und in der Zukunft verzichtbar, ohne 
drastische Qualitätseinbußen des Ge­
meinwesens in Kauf zu nehmen? 

Prof. Dr. Heinrich Ob~rnut~r 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

sicher auch heute das eine oder andere 
Thema. Persönlich betrachte ich die Fra­
ge, die Todesstrafe zu streichen oder 
nicht, ziemlich pragmatisch. Es ist recht­
lich übed!Ussig, dies zu streichen. WUr­
de man dies tun, mUßte man auch viele 
andere Punkte ändern, die durch das 
Grundgesetz gegenstandslos geworden 
sind. Nur: dann wUrden wir eine Total­
revision erreichen. 
In der Buropapolitik hat Bayern- mit oder 
ohne Verfassungsll.nderung - eine partei­
Ubergreüende Übereinstimmung über die 
Rolle der Regionen und die Bedeutung 
der Buropapolitik für unsere eigene Ent­
wicklung. Dies ist sicherlich ebenfalls ein 
Thema mit längerfristiger Bedeutung, 
und es spricht manches dafilr, dies auch 
in der Verfassung zum Ausdruck zu brin­
gen. Es gibt weitere Punlc:te, die - betrach­
tet etwa unter dem Aspekt der Gleichbe­
rechtigung von Behinderten- etwas miß­
verständlich formuliert sind oder falsch 
verstanden weiden .können .. Darüber muß 
im einulnen dann verhandelt weiden. Ich 
bin nur der Meinung, daß wir wirklich 
sehr sorgfaltig überlegen sollten. 

Stolz auf die Verfassung 

Renate Schmidt, Fraktionsvorsitzende 
der SPD im bayerischen Landtag: Ich bin 
stolz auf die Bayerische. Verfassung, ge­
nauso auf das Grundgesetz. Vielleicht 
sollten wir von dem Stolz auf diese Ver­
fassung gerade in diesem Jubiläumsjahr 
und auch darüber binaus ein bißeben häu­
figer reden. Das zeigt, daß ich diese Ver­
fassung nach wie vor für zeitgemäß hal­
te, dies jedoch mit einem "aber" verse­
hen möchte. 
Ich bin der Meinung, daß eine Verfas­
sungsdiskussion nicht dazu dient, daß 
man sich profiliert und politische Stand­
punkte deutlich macht, sondern daß eine 
Verfassungsdiskussion dazu dienen muß, 
Gemeinsamkeiten der demokratische 
Parteien zu suchen. Weil wir schon al­
lein dadurch, wie unsere Verfassung an­
gelegt ist, nur in der Gemeinsamkeit er­
reichen können, daß die Verfassung dort, 
wo sie veränderungsbedürftig ist, auch 
verändert werden kann. Deshalb ist es mir 
weniger wichtig zu sagen, wo es unter­
schiedliche Auffassungen gibt, sondern 
darzustellen, was wir gemeinsam errei­
chen können. Wrr hätten uns gewünscht, 
einen Verfassungsrat zu institutionalisie-
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ren, allerdings nicht mit der Aufgabe ei­
ner Totalrevision der Verfassung, sondern 
mit einer ganz konkret spezifizierten 
Aufgabe. 
Im folgenden skizziere ich einzelne, mög­
liche Änderungen: Der erste Komplex 
betrifft sogenannte redaktionelle Ände­
rungen. Wenn Sie in der Verfassung le­
sen, steht bei vielen Artikeln, daß sie 
überholt sind oder ähnliches. Wenn das 
schon festgestellt wurde, dann laßt uns 
diese Artikel einfach streichen. Meiner 
Meinung nach sollte auch der Artikel 
überarbeitet werden, in dem es heißt, daß 
gesunde Kinder das wichtigste Gut sind, 
das wir haben. Das sollte sieb dann auch 
in der Staatszielbestimmung wiederfin­
den. Dort sollten wir auch festhalten, daß 
wir Behinderte besonders fördern und in 
keiner Weise diskriminieren wollen. 
Für mich ist auch die Frage der Erzie­
hungsziele für Jungen und Mädchen mehr 
als nur eine redaktionelle Änderung, son­
dern auch eine inhaltliche, die sich wie­
derum in den Staatszielen wiederfinden 
muß, wo wir einen Gleichstellungsauftrag 
an den Staat erteilen müssen. 
Der zweite große Komplex betrifft eine 
Erweiterung der Staatszielbestimmun­
gen. Bereits genannt habe ich die Stich­
wörter Gleichstellung und Nichtdiskrimi­
nierung von Behinderten. Wrr stellen uns 
zudem vor, eine Staatszielbestimmung zu 
Kinderrechten und zum Tierschutz ein­
zufügen. Ich weiß nicht, ob das gelingen 
wird, aber wir werden weiterhin versu­
chen, diese Punkte zu verändern. 
Der letzte Komplex, um den es dann geht, 
wird wohl der der Oppositionsrechte oder 
der Institutionen des Staates sein. Da gt'bt 
es zum einen die Frage der Richterwahl. 
Sie sollte nicht nach dem Motto ,,nimmst 
du meinen SPDler dann nehme deinen 
CDUler .. und umgekehrt vorgenommen 
werden. In diesem Bereich muß eineklare 
Legitimation existieren. Vernünftig wä­
ren auch eine Veränderung des 
Untersuchungsausschußrechtes und eine 
Verbesserung des Petitionsrechtes. 

Kontinuität 
und Dynamik 

Landtagspräsident Johann Biihm: Ich 
möchte über die Diskussion zwei Zitate 
stellen. Das eine stammt aus ,,Faust" und 
ist von Mephisto, der sagt: ,,Es erben sich 
Gesetz und Rechte wie eine ewige Krank­
heit fort''. Mit anderen Worten: soll uns 

die Verfassung erhalten bleiben, sie erbt 
sich möglicherweise wie eine Krankheit 
fort. Das zweite Zitat stammt von Brich 
KJistner, der gesagt hat: ,,Die ganzen Ar­
tikel in der Verfassung können Sie sich 
in den Rauchfang hängen, wenn sie nicht 
der Wrrklichkeit des täglichen Lebens 
entsprechen." 
Das eine Zitat betont mehr die Kontinui­
tät, das andere die Dynamik, und ich glau­
be, beide Zitate fUhren zum Thema die­
ser Diskussion, das ja beißt ,,Die Zukunft 
der Bayerischen Verfassung, Runder­
neuerung oder Detailkorrekturen". Daß 
etwas geändert werden muß, ezgibt sich 
eigentlich aus dem Thema. Die Frage ist 
nur, wie weit dies gehen soll. Zunächst 
aber muß ich fragen: Hat die bestehende 
Verfassung irgendwann eine positive 
Entwicklung in Bayern verhindert? War 
sie jemals ein Stein des Anstoßes oder 
war sie ein Anlaß für politische Ausein­
andersetzungen? Mich überrascht ein biß­
eben, daß wir gerade zum 50. Geburts­
tag dieser Verfassung- zum 50. Geburts­
tag lobt man eigentlich die Leute und 
sagt, wie jung und schön sie geblieben 
sind - daß wir die Frage stellen, ob unse­
re Verfassung nicht ein alter Ladenhüter 
sei, der da und dort tiberbolt werden soll. 
Zwischen diesen beiden Polen müssen 
wir diskutieren. 

Bewährung und 
Fortentwicklung 

Dr. Manjred Fleischer, Fraktionsvorsit­
zender Bündnis 90/Die Grünen im baye­
rischen Landtag: Zunächst vorweg: Die 
Bayerische Verfassung hat sich sicher 
bewährt und ist eine gute Grundlage für 
eine Entwicklung der bayerischen Gesell­
schaft und auch ein entscheidendes Zei­
chen der Staatlichkeil Bayerns. Wrr sind 
der Auffassung, daß man aus Anlaß ei­
ner 50 Jahre alten Verfassung schon ein­
mal einen Verfassungsfeiertag begehen 
kann, aber auf der anderen Seite sollte 
man es nicht unterlassen, notwendige 
Punkte weiterzuentwickeln. Dazu haben 
wir klare Vorstellungen: Die Todesstrafe 
wurde ja bereits angesprochen. Nachdem 
dieser Punkt in der Bundesrepublik be­
reits klar entschieden ist, sind wir dafttr, 
daß der entsprechende Artikel aus der 
Bayerischen Verfassung verschwindet. 
Man kann sagen, das sei nur eine redak­
tionelle Änderung. Wenn man allerdings 
die Kommentierungen zu diesem Punkt 
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liest, so wurde dies nicht immer so gese­
hen. Füruns handelt es siebjedenfalls um 
einen wichtiger Punkt. 
Weiter ist für uns in der Reformdiskus­
sion wichtig, daß wir die Wächter der 
Bayerischen Verfassung - und das sind 
die Richter des Bayerischen Verfassungs­
gerichtshofes- anders legitimieren. Na­
türlich möchten wir, daß sie vom Land­
tag gewlthlt werden, aber- in Anlehnung 
an den Bundestag - mit einer qualifizier­
ten Mehrheit, einer Zwei-Drittel-Mehr­
heit. Es kann niemanden befriedigen, daß 
der Anschein entsteht, daß mehr als vier 
Fünftel der Richter durch die einfache 
Mehrheit der CSU gewlthlt werden. 
Die Grüne Fraktion hat sich auch klar 
geäußert zu der Frage des Senats. Wir 
haben den Gesetzentwurf in den Bayeri­
schen Landtag eingebracht, den Senat ab­
zuschaffen. Das wäre eine Reform der 
Bayerischen Verfassung - aus der Sicht 
des Senats gesehen ist es natürlich mehr 
als eine Refonn. Es gibt nach unserer 
Meinung sehr viele gut nachvollziehba­
re Gründe, an der Sinnhaftigkeit des Se­
nats zu zweifeln. 

Werte und Institutionen 

Bundesministerin a.D. Sabine Leutheus­
ser-Schnarrenberger, FDP: Die Beschäf­
tigung mit der Bayerischen Verfassung 
kann letztendlieb nur zu einem positiven 
Ergebnis führen kann. Wir sind uns alle 
einig, daß nicht nur das Grundgesetz, 
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sondern auch die Bayerische Verfassung 
eine Wertordnung ist. Also haben wir uns 
über die Werte zu unterhalten. Ich möch­
te einen Diskurs nicht mit dem Ziel füh­
ren, alles in die Verfassung zu schreiben, 
sondern um sich klar zu werden, was eine 
Gesellschaft zusammenhält, wie Werte 
verbindlich werden, so verbindlich, daß 
sie akzeptiert und befolgt werden. Dies 
ist eine heute ganz wichtige Frage, die 
aufgrund politischer Philosophie sehr 
unterschiedlich beantwortet werden wird 
- und das vielleicht mit einer Diskussion 
über die Verfassung zu erreichen, hielte 
ich fUr ein sehr erstrebenswertes Ziel. 
Ein weiterer Punkt ist die Auseinander­
setzen mit den Institutionen, die in der 
Bayerischen Verfassung verankert sind. 
Dabei gebt es um die bessere Legitimie­
rung von bewährten Einrichtungen. W.ll' 
müssen uns auch mit den Aufgaben des 
Verfassungsgerichtshofes beschäftigen. 
Ich sehe das im Zusammenhang mit den 
Überlegungen der Reform des Bundes­
verfassungsgerichts. Sollte man nicht 
unter diesem Aspekt sich auch mit den 
Verfassungsgerichtshöfen der Länder 
auseinandersetzen? Ebenfalls debattiert 
werden muß natürlich über den Senat. 
Nicht nur mit dem Ziel über Abschaffung 
oder Weiterbestehen zu entscheiden, son­
dern um sich damit zu beschäftigen, was 
der Bayerische Senat heute aufgrund sei­
ner Stellung zum Beispiel in den Gesetz­
gebungsprozeß einbringen kann. Wieweit 
könnte man auch auf andere Art und 
Weise das, was in Verbänden, Organisa-

Hüter der Verfassung 

tionen, Institutionen in Bayern gedacht 
wird, in das Gesetzgebungsverfahren ein­
bringen- so, daß es gewichtet und dar­
über entschieden wird? 
Ich denke, daß man sich mit der demo­
kratischen Legitimation einer solchen 
Kammer beschäftigen muß. Sollte man 
wirklich daran denken, den Senat zu stär­
ken, dann könnte das aufkeinen Fall auf 
der Grundlage seiner jetzigen Ver~ 
rung erfolgen; denn dies würde zu einem 
Mißverhältnis im Vergleich zum Land­
tag führen. Vielleicht wäre es richtiger, 
die Zukunft des Senats unter verfassungs­
rechtlichem, auch verfassungspoliti­
schem Aspekt zu betrachten. Meine per­
sönlich Meinung ist, daß am Ende einer 
solchen Diskussion über den Bayerischen 
Senat eine Radikalrefonn stehen müßte. 
Aber dieses Thema darf nicht die 
Verfassungsdebatte und die Auseinander­
setzung mit der Bayerischen Verfassung 
beherrschen. 
Ich wünsche mir, daß die Auseinander­
setzung über die Verfassung in dem Be­
wußtsein stattfindet, wesentliche Werte 
in der Verfassung zu vermitteln und deut­
lich zu machen, wo die Verfassungs­
wirklichkeit nicht mit der geschriebenen 
Verfassung übereinstimmt. Auch sollen 
Signale fl1r die Zukunft gegeben werden. 
Dazu gehört natürlich der Blick nach 
Europa. Allerdings muß man sich sehr 
sorgfl11tig fragen, ob das letztlich bis zur 
Bayerischen Verfassung durchschlägt 
und es da zu Änderungen kommen soll­
te. 

Der bayer/sehe Verfassungsgerichtshof: konkretisieren und aktualisieren 

Von Hililegund Holzheid 

Der Bayerische Verfassungsgerichtshof 
ist das höchste bayerische Gericht. Die 
Bayerische Verfassung von 1946 hat ihn 
mit umfassenden Zuständigkeiten ausge­
stattet So kann er - auf Antrag von hier­
zu Berechtigten - das Handeln aller an­
deren Staatsorgane kontrollieren. 
Er kann zum Beispiel Normen des baye­
rischen Landesrechts für verfassungswid­
rig erklären oder Entscheidungen von 
Behörden und Gerichten wegen Verstö­
ßen gegen die Bayerische Verfassung 
autbeben. Er ist also sowohl zu Korrek-
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turen der Legislative wie auch zu Eingrif­
feniß Entscheidungen der Judikative und 
Maßnahmen der Exekutive befugt. Dies 
macht seine starke Stellung im Gefüge 
der Machtbalance zwischen den einzel­
nen Gewalten im demokratischen Staat 
deutlich. 
Durch diese Zuständigkeiten sollen die 
Grundrechte des einzelnen und das ver­
fassungsmäßige Funktionieren der 
Staatsorgane so weitgehend wie nur mög­
lich gewährleistet werden. Festgelegt 
wurde dies - wie es die Präambel der 
Verfassung ausdrückt - angesichts des 
Trümmerfeldes, zu dem eine Staats-und 

Gesellschaftsordnung ohne Gott, ohne 
Gewissen und ohne Achtung vor der 
Würde des Menschen die 'Überlebenden 
des Zweiten Weltkrieges gefUhrt hatte, 
und in dem festen Entschluß, den kom­
menden deutschen Geschlechtern die 
Segnungen des Friedens, der Menschlich­
keit und des Rechts dauernd zu sichern. 
Es dürfte heute allgemein anerkannt sein, 
daß mit der Grundsatzentscheidung zur 
Stärkung der Verfassungsgerichtsbarkeit 
der richtige Weg beschritten wurde, wenn 
auch hin und wieder gerügt wird, die 
verfassungsrichterliche Macht sei zu 
groß. 

. . . 



In der Alltagspraxis des Vedassungsge­
richtshofs spielen Verfassungsbeschwer­
den zahlenmäßig die größte Rolle. Sie 
stellen rund 81 Prozent der gesamten 
Verfahren dar. Mit der Verfassungsbe­
schwerde kann sich der BUrger an den 
Verfassungsgerichtshof wenden, wenn er 
geltend machen will, eine bayerische 
Behörde oder ein bayerisches Gericht 
habe ihn in seinen verfassungsmäßigen 
Rechten verletzt. 
In der Praxis haben allerdings nur sehr 
wenige Verfassungsbeschwerden Erfolg. 
Daraus darf aber nicht der Schluß gezo­
gen werden, das Institut der Verfassungs­
beschwerde als solches sei überflüssig. 
Zum einen kann die Bedeutung auch ei­
ner abweisenden Entscheidung weit über 
den Einzelfall hinausgehen und rich­
tungsweisenden Charakter für Gesetzg~ 
bung, Verwaltung und Rechtsprechung 
haben. Zum anderen dürfte schon allein 
die Existenz des Instituts der Verfas­
sungsbeschwerde dazu führen, daß die 
Verfassungsnonnen in der Rechtspraxis 
in der Regel eingehalten werden. Dafür 
ist die geringe Erfolgsquote sogar ein 
gewisser Beweis. 
Die Popwarklagen nehmen mit rund 16 
Prozent der Eingänge zahlenmäßig nach 
den Verfassungsbeschwerden den zwei­
ten Rang ein. Die Bayerische Verfassung 
sieht in Art. 98 Satz 4 vor, da8 der Ver­
fassungsgeri.chtshof Gesetze und Verord­
nungen, die ein Grundrecht verfassungs­
widrig einschränken, für nichtig zu erklä­
ren hat. Antragsberechtigt ist jedermann. 
Die Popularklage dient nicht in erster 
Linie dem Schutz der verfassungsmäßi­
gen Rechte des einzelnen, sondern be­
zweckt im öffentlichen Interesse den 
Schutz der Grundrechte als Institution. 
Sie setzt kein besonderes Rechtsschutz­
interesse des Antragstellers voraus. Er 
muß nicht selbst in einem Grundrecht 
verletzt sein; die angefochtene Rechtsvor­
schrift braucht ihn überhaupt nicht zu 
berühren. Das gibt es sonst in keiner deut­
schen Verfassung. Popwarklagen richte­
ten sich z.B. gegen das Polizeiaufgaben­
gesetz, die Vorschriften über Kampf­
hunde, die Kennzeichnung von Reitpfer­
den, die Verlängerung der Arbeitszeit für 
Beamte, die Gastschulbeiträge, das 
Finanzausgleichsgesetz, das Gemeinde­
wahlgesetz und andere Wahlrechts­
regelungen. 
Verfassungsstreitigkeiten zwischen den 
obersten Staatsorganen oder Thilen davon 
fallen zwar rein zahlenmäßig betrachtet 
nicht besonders ins Gewicht. Das einzel-
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ne Verfahren kann aber von großer poli­
tischer Bedeutung sein und auf ein reges 
öffentliches Interesse stoßen. Häufig ste­
hen sich nämlich die Opposition im Baye-

Den Bayerischen Verfassungsgerichts­
hof als HOter der Verfassung stellte 
Hildegund Holzheld, Präsidentin des 
Verfassungsgerlchtshofes, vor. 

rischen Landtag und die Landtagsmehr­
heit als Verfahrensbeteiligte gegenüber. 
Es geht z.B. um Fragen im Zusammen­
hang mit Untersuchungsausschüssen, um 
die Rede- und Antragsrechte von Abge­
ordneten. 

Schutz und Interpretation 
der Verfassung 

Wichtigste Aufgabe des Verfassungs­
gerichtshofes ist es, dafür zu sorgen, da8 
die Verfassung in der Verfassungs­
wirklichkeit beachtet wird. Er hat die 
Verfassung und ihre Umsetzung im tag­
täglichen Leben zu schCltzen. Dazu muß 
er die Einhaltung der verfassungsmäßi­
gen Schranken garantieren, die der öffent­
lichen Gewalt und zwar auch den ande­
ren Staatsorganen im Verhältnis zum 
BUrger gezogen sind. Zugleich muß er 
darauf achten, da8 das Zusammenspiel 
zwischen den verschiedenen Gewalten 
im Staat und den Staatsorganen nach den 
von der Verfassung aufgestellten Regeln 
abläuft. Schlagwortartig läßt sich diese 
Aufgabe des Verfassungsgerichtshofes 
mit der eines .,Hüters der Verfassung" 
umschreiben. 
Dabei ist zu beachten, da8 der Verfas-

sungsgerichtshof diese Kontrollfunktion 
nur im Rahmen seiner gesetzlich geregel­
ten Zuständigkeiten ausüben darf. Der 
Vedassungsgerichtshof kann nicht quasi 
von Amts wegen mögliche Verfassungs­
verstöße aufgreifen, erforschen undhier­
über entscheiden. Er darf nur tätig wer­
den, wenn ein Antragsberechtigter in ei­
ner von der Verfassung oder von einem 
Landesgesetz vorgesehenen Verfahrens­
art einen zulässigen Antrag gestellt hat. 
Diese Regelung ist auch zweckmä8ig. 
Der Verfassungsgerichtshof ist dazu be­
rufen, bei Bedarf Konfliktfälle zu ent­
scheiden. Damit er diese Funktion erftU­
len kann, sind ihm weitreichende Kom­
petenzen eingeräumt. Für eine 
Verfahrenseinleitung von Amts wegen 
besteht kein Bedarf. Eine solche Mög­
lichkeit könnte das fein austarierte 
Gleichgewicht der drei Gewalten im Staat 
empfindlich stören. Der Vorwurf, die 
Verfassungsrichter zögen politische Ent­
scheidungen an sich, ist also so nichtrich-
tig. 
Der Verfassungsgerichtshofhat nichtnur 
die Aufgabe, die Verfassung zu bewah­
ren; ihm obliegt es zugleich, die Verfas­
sung allgemeinverbindlich auszulegen 
und -in gewissen Grenzen - fortzubilden. 
Zur Hüterfunktion des Verfassungsge­
richtshofs kommt die Interpretations­
funktion. Er hat die Bayerische Verfas­
sung zu konkretisieren und zu aktualisi~ 
ren. Die Verfassung als Grundregel für 
das Zusammenleben im demokratischen 
Staat muß naturgemäß einen hohen Ab­
straktionsgrad aufweisen und für die 
Anwendung auf einen konkreten Fall in 
der Regel näher präzisiert werden. Die 
Verfassung wird also durch die Verfas­
sungsrechtsprechung mit Leben erft1llt 
und in der Verfassungswirklichkeit um­
gesetzt. 
Der Verfassungsgerichtshof ist bei der 
Interpretation der Verfassung nicht völ­
lig frei. In erster Linie muß er sich dabei 
von der Einheit der Verfassung leiten las­
sen. Zweck der Verfassung ist die einheit­
liche Ordnung des politischen und gesell­
schaftlichen Lebens der staatlichen ~ 
meinschaft. Einzelne Verfassungsvor­
schriften sind daher nicht isoliert, sondern 
aus dem Kontext der Verfassung heraus 
auszulegen. Für das Verhältnis der 
Verfassungsnormen zueinander bedeutet 
das, daß bei der Auslegung einer Verfas­
sungsbestimmung die übrigen nicht aus 
dem Auge verloren werden dürfen. 
Bei der Auslegung der Verfassung darf 
und muß der Verfassungsgerichtshofbe-
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rücks.ichtigen, daß auch das Verfassungs­
recht dem Wandel unterworfen sein kann. 
Dabei ist allerdings größte Zurückhaltung 
geboten. Die Verfassung ist in besonde­
rer Weise dazu bestimmt, eine verläßli­
che und beständige Grundlage für das 
Leben in der staatlichen Gemeinschaft zu 
sein. Sie kann grundsätzlich nur in dem 
vorgesehenen fönnlichen Verfahren ge­
ändert werden. 
Wie jede Staatsgewalt unterliegt auch die 
Tätigkeit des Verfassungsgerichtshofs 
bestimmten Schranken. So ist es z.B. 
nicht seine Aufgabe, vorangegangene 
Entscheidungen der Fachgerichte der ein­
zelnen Gerichtszweige nochmals in allen 
Details zu überprüfen. Der Verfassungs­
gerichtshof ist kein Rechtsmittelgericht, 
keine Super-Revisions-Instanz. Er kann 
nicht untersuchen, ob die angefochtenen 
gerichtlichen Entscheidungen vom ein­
fachen Recht her betrachtet richtig sind. 
Im Verfassungsbeschwerdeverfahren ist 
vielmehr nur zu prüfen, ob das Gericht 
gegen subjektive Rechte verbürgende 
Normen der Bayerischen Verfassung ver­
stoßen hat. Dies wird von den Beschwer­
deführern häufig verkannt. Nicht zuletzt 
deswegen haben auch nur sehr wenige 
Verfassungsbeschwerden Erfolg. Die 
Richtigkeit der tatsächlichen Feststellun­
gen, der Auslegung des Rechts im Rang 
unter der Verfassung, des sog. einfachen 
Rechts, und dessen Anwendung auf den 
konkreten Fall zu kontrollieren, ist nicht 
Sache der Verfassungsgerichtsbarkeit 
Der Verfassungsgerichtshof muß die Be­
schränkungen beachten, die sich in einem 
Bundesstaat für jede Landesverfassungs­
gerichtsbarlreit aus dem Nebeneinander 
der Verfassungsräume des Bundes und 
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der Länder sowie aus dem Vorrang des 
Bundesrechts ergeben. 
Er kann zum einen nur Normen des baye­
rischen Landesrechts sowie Entscheidun­
gen bayerischer Gerichte und Behörden 
auf ihre Verfassungsmäßigkeit hin kon­
trollieren. Die Überprüfung von Bundes­
recht und von Entscheidungen der Bun­
desgerichte gehört nicht zu seinen Auf­
gaben. Zum anderen sind Normen des 
Grundgesetzes für den Verfassungs­
gerichtshof kein Prüfungsmaßstab. Eine 
Verfassungsbeschwerde oder eine 
Popularklage zum Bayerischen Verfas­
sungsgerichtshof kann z.B. nur auf die 
Verletzung subjektiver Rechte der Baye­
rischen Verfassung gestützt werden. 
Der Vorrang des Bundesrechts- Art. 31 
GG - ist insbesondere dann von Bedeu­
tung, wenn Verfassungsbeschwerde ge­
geneine Entscheidung eines bayerischen 
Gerichts, die aufBundesrecht beruht oder 
in einem bundesrechtlich geregelten Ver­
fahren ergangen ist, eingelegt wird. 

Richterliche 
Selbstbeschränkung 

Der Bayerische Verfassungsgerichtshof 
hat bei seinen Entscheidungen auch dar­
auf zu achten, daß der den anderen 
Verfassungsorganen garantierte Raum 
freier politischer Gestaltung unberührt 
bleibt. Der für die Verfassungsgerichts­
barkeit besonders bedeutsame Gedanke 
des ,judicial self-restraint", der richter­
lichen Selbstbeschränkung, gilt auch für 
den Verfassungsgerichtshof. Er ist we­
sentlicher Bestandteil eines Systems des 

Gleichgewichts und der gegenseitigen 
Kontrolle aller staatlichen Macht. 
Der Verfassungsgerichtshof ist keine po­
litische Institution. Er ist ein bayerischer 
Gerichtshof und wird als unabhängiges 
Organ der Rechtsprechung tätig. Wie alle 
Richter sind auch die Verfassungsrichter 
nur dem Gesetz unterworfen. Die Ent­
scheidungen sind gerichtliche Rechtser­
kenntnisse, nicht politische Willensakte. 
Der Verfassungsgerichtshof läßt sich bei 
seinen Entscheidungen nur vom Recht, 
nicht aber von politischen Erwägungen 
leiten. Er überprüft nicht, ob eine Maß­
nahme oder ein Gesetz zweckmäßig ist, 
sondern nur, ob die Entscheidung oder 
Norm mit den Bestimmungen der Baye­
rischen Verfassung vereinbar ist. Der Ver­
fassungsgerichtshofhat z.B. in Popular­
klageverfahren wiederholt ausdrücklich 
betont, daß es nicht seine Aufgabe ist, zu 
überprüfen, ob der Gesetzgeber jeweils 
die beste Lösung gewählt hat. Es muß 
vielmehr dem Ermessen des Gesetzge­
bers überlassen bleiben, zu entscheiden, 
in welcher Weise dem allgemeinen Ge­
danken der Angemessenheit, Billigkeit 
und Zweckmäßigkeit Rechnung zu tra­
gen ist. Nur wenn die äußersten Grenzen 
dieses Ermessens überschritten sind, 
wenn für die getroffene Regelung jeder 
sachlich einleuchtende Grund fehlt, ist 
der Gleichheitssatz verletzt. Der 
Verfassungsgerichtshof darf mit seiner 
Entscheidung nicht an die Stelle des Ge­
setzgebers treten. Stellt der Verfassungs­
gerichtshof die Verfassungswidrigkeit 
einer Norm fest, bleibt es daher auch 
grundsätzlich der Gestaltungsfreiheit des 
Gesetzgebers überlassen, wie er die Ver­
fassungsmäßigkeitherbeiführen will. 

Der Bayerische Senat: Letztlich überflüssig? 
Seine verfassJJngspolitische Rolle - historische und aktuelle Übersicht 

Von Prof. Dr. Dr. Wilhelm Miißle 
Der Senat ist dasjenige Verfassungsorgan 
des Freistaates Bayern, über dessen Sinn 
und Notwendigkeit auch noch nach 50 
Jahren Meinungsverschiedenheiten be­
stehen. Man wirft ihm vor, er sei sein 
Geld nicht wert - derzeit 8,5 Millionen 
im Jahr-, er habe sich als Institution über­
lebt und sei, wie auch das Beispiel der 
übrigen Bundesländer zeige, letztlich 
überflüssig. Wllhrend er nach dem Wil­
len der Opposition im Bayerischen Land-
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tag überhaupt abgeschafft werden soll, 
will ihn die CSU mehrheitlich beibehal­
ten, aber einer strukturellen Reform un­
terziehen. Die Frage, welche verfassungs­
politische Zielsetzung dem Senat zu­
grundeliegt, ist daher von gleichermaßen 
historischem wie aktuellem Interesse. 
Der bayerische Senat ist keine echte 
zweite Kammer. Das ursprünglich vor­
gesehene Vetorecht des Senats wurde von 
der SPD ebenso kategorisch abgelehnt, 
wie die ihm zugedachte Kompetenz zur 

Einleitung eines Volksentscheids. Die 
CSU mußte sich mit einem bloßen Ein­
wendungsrecht begnügen, das es dem 
Senat ermöglicht, Entscheidungsalterna­
tiven vorzulegen und Verbesserungsvor­
schläge zu machen, nicht aber, den poli­
tischen Prozeß maßgeblich mitzubestim­
men oder aufruhalten. Die ihm ursprüng­
lich zugedachte Rolle als staatsrechtliches 
Korrektiv und Gegengewicht gegen den 
Landtag war damit hinflillig. 
Die mit der Einrichtung des Senats ver-



bundenen verfassungspolitischen Zielset­
zungen und Erwartungen ergeben sich 
einerseits aus seinen Kompetenzen und 
Funktionen, andererseits aus seiner spe­
ziellen ZusiUllDlellSetzung. Beide zusam­
men bestimmen seine verfassungs­
politische Rolle. 

Gegengewicht zur 
Parteiendemokratie 

Heute besteht kein vernünftiger Zweifel 
daran, daß parlamentarische Repräsenta­
tion in einer pluralistischen Gesellschaft 
mit allgemeinem Wahlrecht zwangsläu­
fig durch die Parteien vermittelt wird. Mit 
dem Wandel von Weltanschauungs- zu 
Volksparteien hat auch der Vorwurf der 
ideologischen und doktrinären Borniert­
heit (vielleicht mit Ausnahme der inso­
weit altmodisch wirkenden PDS) seine 
Bedeutung eingebüßt. Trotzdem ist die 
Forderung nach einem Korrektiv, das 
heute vor allem plebiszitär verstanden 
wird, nicht verstummt. An die Stelle der 
alten sind neue Vorwürfe und Befürch­
tungen getreten, die im Schlagwort von 
der ,,Parteienverdrossenheit" zusammen­
gefaßt sind. Sie hat ihre Ursache im Ein­
druck mangelnder Problemlösungs­
fähigkeit, der Überpolarisierung, des 
parteitaktischen Lavierens, der Kluft 
zwischen Parteien und gesellschaftlicher 
Basis, der Einflußnahme auf parteifremde 
Bereiche und der Selbstbedienung. Die­
se Erscheinungen werden auf ein system­
bedingtes, strukturelles Defizit des 
Parteienstaates zurückgeführt (Dieter 
Grimm), demzufolge die Handlungswei­
sen der Parteien an den Kriterien Macht- · 
gewinn und Machterhalt als Grundvor­
aussetzungen der inhaltlichen Gestaltung 
der Politik ausgerichtet sind. Das bedeu­
tet, daß nur diejenigen Interessen und 
Bedürfnisse aufgegriffen werden, die den 
Machtgewinn und Machterhalt fördern 
und Entscheidungen, die die3em Ziel ent­
gegenlaufen könnten, nach Möglichkeit 
vermieden werden. 
Unter diesem Blickwinkel erscheint der 
Senat zumindest theoretisch als eine ge­
eignete Einrichtung, um diese Defizite 
abzufangen und auszugleichen. Er steht 
in keiner parteipolitischen Konkurrenz­
situation, seine RUckbindung an die ge­
sellschaftlichen Gruppen eröffnet ihm die 
Möglichkeit, unmittelbar auf 
gesellschafts-, wirtschafts- und kulturpo­
litische Probleme und Versäumnisse zu 
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reagieren und sein Initiativ- und Bera­
tungsrecht liefert hierfür die notwendige 
Kompetenz. Es ist allerdings nicht zu 
verkennen, daS der Schwerpunkt der 

Abs. 3 BV zum Ausdruck, der entspre­
chende Sachkenntnisse voraussetzt. Aus 
Art. 36 BV ergibt sich aber auch, daß es 
die Urheber der Verfassung nicht bei ei-

Die verfassungspolitische Rolle des Bayerischen Senats beleuchtete Prof. Dr. Dr. 
Wllhelm Mössle von der Universität Bayreuth. 

Senatsarbeit in der Vergangenheit sehr 
viel stärker in der gutachtlichen Reakti­
on auf die Gesetzgebung des Landtags 
liegt als in der Impulse gebenden Initia­
tive aus der Gesellschaft selbst. Ein zwei­
ter Gesichtspunkt kommt hinzu. Mit der 
zunehmenden bundes- und europa­
politischen Orientierung der Parteien und 
der zwangsläufigen Ausrichtung und 
Rücksichtnahme der Politik auf die grö­
ßeren Machtzentren-sie manifestiert sich 
in der obligatorischen Frage, ob die je­
weilige Landtagswahl bundes- oder lan­
despolitisch entschieden wurde - könnte 
der Senat zu einer föderalistischen Re­
serve werden, dem die Vertretung spezi­
fisch bayerischer Interessen obliegt. Als 
Interessenvertretung ist er hierfür präde­
stiniert. 

Sachbezogenheit 

Der Senat, so wird in den Verfassungs­
verhandlungen immer wieder betont, soll 
nicht die Arbeit des Landtags verrichten, 
indem er politische Gegensätze austrägt, 
sondern sachbezogene Arbeit leisten, also 
die sachlichen Gesichtspunkte und Kon­
sequenzen der jeweiligen politischen 
Entscheidung zur Geltung bringen. Die­
se Zielsetzung kommt auch in Art. 36 

nem Gremium aus Verbandsfunktionären 
belassen wollten, sondern sich ein Parla­
ment aus unverwechselbaren Persönlich­
keiten vorstellten, die sich in persönlicher 
Hinsicht durch Redlichkeit und in sach­
licher Hinsicht durch praktische Lebens­
erfahrung auszeichneten. Art. 36 Abs. 3 
BV enthJllt ein zweifellos elitäres An­
forderungsprofil, das Persönlichkeiten 
zum Gegenstand hat, deren Unabhängig­
keit und Urteilskraft auch die Parteizu­
gehörigkeit nichts anzuhaben vermag. 
Der Sinn einer sachverständigen und le­
bensnahen Beratung und Optimierung der 
Gesetzgebung des Landtags läßt sich 
wohl kaum in Abrede stellen. Sie hat den 
zusätzlichen Vorteil, daß es sich um par­
lamentarischen im Gegensatz zu exter­
nem, möglicherweise bestelltem Sachver­
stand handelt. In welchem Umfang der 
Senat diesen Zweck, bei allem Fleiß, in 
der Vergangenheit erfüllt hat, ließe sich 
abschließend nur aufgrund einer rechts­
tatsächlichen Untersuchung beurteilen. 
Der Sachverstand der Senatsmitglieder 
wird durch ihre persönliche Qualifikati­
on, aber auch durch ihre Gruppen­
zugehörigkeit definiert. Die Repräsenta­
tion der vertretenen Gruppierungen geht 
jedoch über diesen Zweck hinaus. Im 
Verfassungsausschuß wie in der verfas­
sunggebenden Landesversammlung wur-
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de dem Senat die Funktion angetragen, 
denjenigen Kräften, Gruppen und Schich­
ten eine Artikulationsmöglichkeit zu ver­
schaffen, die sich, gemessen an ihrer ge­
samtgesellschaftlichen Bedeutung, im 
Landtag nicht oder nicht hinreichend 
Gehör verschaffen konnten. Gemeint 
waren in erster Linie wirtschaftliche Ver­
bände, insbesondere aber auch die Kir­
chen und Hochschulen. Der Senat steht 
insoweit in einem Entwicklungszusam­
menhang, der mit dem Entstehen einer 
Vielzahl berufsständischer und wirt­
schaftlicher Organisationen in der 2. 
Hälfte des 19.Jahrhunderts beginnt. Da­
durch entsteht der Eindruck, diese Grup­
pierungenseien im Repräsentativsystem 
im Verhältnis zu ihrer Bedeutung für das 
Gemeinwesen nicht hinreichend reprä­
sentiert. 
Das Entstehen dieser Gruppen ist wieder­
um kein Zufall. Es ftillt zeitlich zusam­
men mit dem Wechsel von einer markt­
wirtschaftlich-liberalen zu einer, wenn 
auch zunächst noch zurückhaltenden, 
interventionistischen Wirtschaftspolitik 
in den 70er Jahren des letzten Jahrhun­
derts. Die Wtrtschaft reagierte auf die 
staatliche Intervention in einen bisher 
prinzipiell der Selbststeuerung von An­
gebot und Nachfrage überlasseneo Be­
reich, mit einer neuen Repräsentations­
form, die im liberalen System nicht vor­
gesehen war, der Mobilisierung, Artiku­
lation und Organisation von Interessen 
durch Verbände (Thomas Nipperdey, 
Deutsche Geschichte 1866-1918, Bd.2). 
Das Geltendmachen und das Ausgleichen 
von Interessen wurde zum Gegenstand 
der Politik. 
Die Bemühungen, dieser Aufgabe einen 
institutionell-parlamentarischen Rahmen 
zu geben, reichen vom Bismarekschen 
Volkswirtschaftsrat über den Wutschafts­
rat der Weimarer Verfassung bis zu der 
von Karl Schiller erfundenen ,,konzertier­
ten Aktion" im Bereich der Wirtschafts­
und Gesundheitspolitik. Sie wurde sei­
nerzeit (Anfang der 70er Jahre) als "Ver­
such einer neuartigen Gestaltung der In­
tegration der wirtschaftlich bedeutend­
sten Verbände in den Staat" und als Mo­
dell einer "aggregierten, gruppenhaft or­
ganisierten Wirtschaftsgesellschaft" be­
schrieben. 
Sprachlich weniger anspruchsvoll, inhalt­
lich aber gleichbedeutend hieß es 1946 
zum Senat, er biete die Möglichkeit, die 
staatstragenden Verbände und Organisa­
tionen und ihren Sachverstand in die Ver­
antwortung ft1r das Staatsganze einzube-
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ziehen. Der Senat ist unter diesem Blick­
winkel nicht die altständische und vor­
demokratische Institution, die ihm ein 
Teil der Presse andient, sondern gehört 
in den Zusammenhang der Versuche, den 
interventionistischen Wohlfahrtsstaat und 
die Bedingungen, unter denen sozial­
staatliche Politik in einer pluralistischen 
Gesellschaft stattfindet, zu organisieren. 
Zu diesen Bedingungen gehören die 
Interessenartikulation, der Interessenaus­
gleich und die Akzeptanz dieses Aus­
gleichs. Die parlamentarische Sammlung 
des gruppierten Interesses und die Betei­
ligung an den staatlichen Entscheidungen 
eröffnet aber nicht nur die Möglichkeit 
der Einflußnahme auf den politischen 
Prozeß, sondern hat auch die Erwartung 
der sozialen Verantwortung für die 
Gesamtgesellschaft zum Inhalt. Überdies 
kann sie die Akzeptanz politischer Ent­
scheidungen erleichtern, wenn die 
Verteilungskämpfe härter ausgetragen 
werden als dies bisher der Fall sein muß. 
te. 

Umbau 

Dem geplanten Umbau des Senats zufol­
ge sollen Umweltschutz und Heimat­
pflege sowie die Sportorganisationen 
künftig mit jeweils zwei Sitzen, die Ju­
gendorganisationen, die Behinderten­
organisationen, die Schuleltemvertreter, 
der Journalistenverband und die frei­
schaffenden Künstler mit jeweils einem 
Sitz vertreten sein. Zudem soll das 
Wählbarkeitsalter abgesenkt werden, was 
zwangsläufig den Charakter des Organs 
als Ältestenrat und die von ihm erwarte­
te Lebenserfahrung in Frage stellt. Nach 
den im Verfassungsausschuß entwickel­
ten Vorstellungen ist der Senat eine Ver­
tretung der Gesellschaft in ihren natUrli­
ehen Gliederungen und zwar derjenigen 
Gruppen und Verbände, denen einerseits 
staatstragende Bedeutung zukam, die je­
doch andererseits, im Verhältnis zu ihrer 
Bedeutung für die Gesamtgesellschaft 
und deren Entwicklung, parlamentarisch 
unterrepräsentiert erschienen. 
Unter diesem Blickwinkel stellt sich zu­
nltchst die Frage, ob die Gemeinden und 
Gemeindeverbände dem Bereich der Ge­
sellschaft in ihren natürlichen Gliederun­
gen, aus dem sie als Selbstverwaltungs­
körperschaften zweifellos hervorgegan­
gen sind, heute noch sinnvoll zugerech­
net werden können bzw. ob sie in der po­
litischen Vertretung als nicht hinreichend 

repräsentiert erscheinen. Nachdem die 
Bezirks- und Kreistage ebenso wie die 
Stadt- und Gemeinderäte parteipolitisch 
zusammengesetzt sind, erfüllen sie nicht 
mehr die Voraussetzung des vom Senat 
erwarteten parteienstaatlichen Gegenge­
wichts. 
Dariiber hinaus sind die Kommunen nicht 
erst seit der Gebietsreform den übrigen 
Organisationen gesellschaftlicher Selbst­
verwaltung entwachsen. Als dritte Ebe­
ne neben der Bundes- und Landes­
verwaltung sowie im Hinblick auf ihre 
vielfältigen Aktivitäten wirtschafts-, so­
zial- und kulturpolitischer Art gehören sie 
eher zu den Adressaten gesellschaftlicher. 
Interessen als zu deren Trägem. Ihre Zu­
gehörigkeit zum Senat bedürfte daher ei­
ner zusätzlichen Rechtfertigung. 
Wenig systemgerecht erscheint auch die 
beabsichtigte Einbeziehung der Jugend­
organisationen. Die CSU-Abgeordnete 
Deku, die, lediglich unterstützt vom 
KPD-Vertreter, im Verfassungsausschuß 
versucht hatte, den Frauenorganisationen 
einen Sitz im Senat zu erkämpfen, wur­
de von den übrigen CSU- und SPD-Mit­
gliedern belehrt, der Sinn des Senats wer­
de verfälscht, wenn ein Teil der Bevöl­
kerung als solcher und ohne gruppen­
spezifische Zugehörigkeit vertreten sei. 
Dies muß in gleicher Weise für die Ju­
gendorganisationen gelten; als Bevölke­
rungsteil sind die Jugendlichen ohnehin 
bereits in den Jugendorganisationen der 
Parteien politisch repräsentiert. 
Daß eine Vertretwig von Jugendorgani­
sationen in einem Ältestenrat darüber hin­
aus nicht gerade systemkonfonn er­
scheint, bedarf keiner ausführlichen Be­
gründung. In gewisser Weise gilt dies 
auch für die Sportorganisationen, wobei 
sich bei der augenblicklichen Verfassung 
des Sports die Frage aufdrängt, ob seiner 
gesellschaftspolitischen Relevanz nicht 
bereits von Handel und Wirtschaft hin­
reichend Rechnung getragen wird. Im 
Verhältnis zu den Sportorganisationen 
und zu ihrer Bedeutung für die Entwick­
lung einer Gesellschaft erscheint der Be­
reich der Kultur-, Kunst- und Heimat­
pflege wiederum unterrepräsentiert. Aus 
der bisherigen Zusammensetzung des 
Senats ergibt sich, daß die Senatsfähigkeit 
nicht nur eine Interessengemeinschaft, 
sondern gleichzeitig eine Wertgemein­
schaft voraussetzt (Hans Zacher). Dieser 
Maßstab sollte beibehalten werden, wenn 
aus dem Senatsgebäude von 1946 nicht 
ein reiner Zweckbau zur Interessenver­
tretung werden soll. 
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"Die Situation in Deutschland ist dramatisch~' 
Tagung über Qrgan/sierte Krimlnslltlit: Herausforderung sn den Rechtsstaat 

Von Dr. Günther Beckstein 

Organisle~te Kriminalität wird ln 
Deutschland zunehmend zum Pro­
blem. Die daraus folgenden_ Herausfor­
derungen an den demokratischen 
Rechtsstaat diskutierten bayerlsche 
und österreicbJsche Polizeibeamte vom 
14. bis 17. Oktober 1996 in '!Utzlng. 
Staatsminister Dr. Günther Deckstein 
(Bayerlsches Staatsministerium des 
lnnern) referierte über die Mögllcbkei· 
ten der Politik: Was kann und muß die 
Politik tun, um zu verhindern, daß 
Deutschland zu einer Drehscheibe der 
organisierten Kriminalität wird? 
Bedroht die organisierte Kriminalität un­
sere Sicherheit? Aus meiner Sicht ist die 
Situation in Deutschland dramatisch. Vie> 

Pressesplitter: 
Ober die Diskussion der ,,führenden 
Landespolitiker" in Tutting wurde im 
"Maximilianeum" (Nr. 9196) unterdem 
1itel "Die Verfassungsreform soll nicht 
vom Zeitgeist geprligt werden" berich­
tet: 
Grundsätzlich sind sich die Fraktionen 
darüber einig, daß sich die Verfassung 
bewährt hat und eine Generalüberholung 
darum nicht erforderlich ist. Dem Dik­
tat des Zeitgeists soll man sich bei der 
Überarbeitung der Verfassung keines~ 
falls beugen • darauf verständigten sich 
führende Landespolitiker, als sie vor 
kurzem unter dem Motto "Runder­
neuerung oder Detailkorrekturen" in der 
Tutzinger Akademie fUr Politische Bil­
dung Uber die anstehenden Reformen 
diskutierten. 
Die Verfassung dUrfe nicht .. vor 
Zeitgeistopportunismen zurückwei­
chen", warnte eingangs der Akademie> 
direkter und Passauer Politikprofessor 
Dr. Heinrich Oberreuter. Er hält die Ver­
fassung zwar nicht fUr grundlegend 
überholt, kann sich aber eine Modifizie­
rung einzelner Punkte durchaus vorstel~ 
len • etwa eine Verbesserung der 
Minderheitenrechte im Untersuchungs­
ausschuß oder andere Modalitäten bei 

le Politiker haben diese Dramatik nicht 
erkannt, und so gehört auch die Heraus­
forderung durch die organisierte Krimi­
nalität (OK) nicht zu den Spitzenthemen 
der Politik. Es wird sich aber in den nllch­
sten Jahren entscheiden, ob Deutschland 
ein sicheres Land bleibt, oder ob wir in 
einen Zustand hineingeraten, den wir 
schon heute in manchen amerikanischen 
Großstädten besichtigen können. Entwe­
der wir bemühen uns mit aller Kraft, um 
diese Bedrohung in den Griff zu bekom­
men, oderwirmüssen uns darauf einstel­
len, daß sich die Sicherheitslage in unse­
rem Land dramatisch verschlechtem 
wird. 
Warum sind wir als Land so attraktiv fi1r 
das organisierte Verbrechen (das gilt für 
Österreich nicht minder)? Die Gründe 

der Wahl der bayerischen Verfassungs­
richter. Derlei Änderungen wären nicht 
abwegig" sagte Oberreuter, weil damit 
die Legitimität dieser Institutionen "ver­
breitert" würde. 
Verständigt haben sich die Fraktionen 
bereits darauf, den Verfassungstext von 
unzeitgemäßen Formulierungen zu be­
freien. Weitgehend einig sind ·sich die 
Fraktionen auch Uber neu in die Verfas­
sung aufzunehmende Staatsziele: So soll 
es eine Europa-und eine Sportklausel ge­
ben. Damit soll sichergestellt sein, daß 
die Rechte der Bundesländer im geein­
ten Buropa weitgehend gewahrt bleiben; 
dem Sport soll ein höherer Stellenwert 
eingeräumt werden. 
Festschreiben wollen die Fraktionen im 
Verfassungstextein Verbot der Diskrimi­
nierung von Frauen und behinderten 
Menschen. SPD und Grüne wünschen 
sich außerdem, den Tierschutz als Staats­
ziel in der Verfassung zu verankern. 
Nicht durchsetzen konnten sich SPD und 
Grllne mit der Forderung, die Richter am 
bayerischen Verfassungsgerichtshof mit 
Zweidrittelmehrheit vom Landtag wäh­
len zu lassen. Das hätte einen ,,Kuhhan~ 
del" zur Folge, warnte CSC­
FraktionschefGlUck in Tutzing. Dr. Man-

sind ein liberales Rechtssystem, der vor­
handene Wohlstand, hoher Lebensstan­
dard, eine hervorragende Infrastruktur 
und ein liberales Wirtschaftssystem. All 
dies sind optimale Voraussetzungen für 
das international tätige Verbrechen, das 
Risiko und Chancen sehr wohl abzuwä­
gen versteht. 

Internationale Dimension 

Die organisierte Kriminalität ist ein Phä­
nomen mit internationaler Dimension. 
Der Ausländeranteil der Tatverdächtigen 
beträgt bei uns 65 Prozent. Die ausländi­
schen Tatverdllchtigen gehören 26 ver­
schiedenen Nationen an. 79 Prozent al­
ler OK-Verfahren in Bayern haben inter-

fred Fleischer, Grünen·Fraktions­
sprecher im Landtag, meinte, wenn die 
Zweidrittelwahl der bayerischen Verfas­
sungsrichter als "Kuhhandel" gewertet 
werde, dann gelte das gleiche für die 
Verfassungsreform insgesamt, weil 
auch sie nur mit Zweidrittelmehrheit im 
Landtag zustande kommen kann. 
Beim Thema Senat plädiert die SPD 
nach wie vor auf Abschaffung, was für 
die CSU jedoch nicht in Frage kommt. 
Akademiedirektor Oberreutermachtein 
Tutzing deutlich, daß er eine Änderung 
der Sitzverteilung im Senat für unab­
dingbar hält: "Wer den Senat erhalten 
will, muß seine Zusammensetzung än­
dern." Er betonte aber auch, daß der 
Senat als Interessenvertreter der Ver­
bände überflüssig sei. Die Verbände 
suchten nämlich schon lange den "di­
rekten Kontakt" zu Regierung und 
Landtag, ohne den Umweg über "ihre" 
Senatoren zu nehmen. Eine Chance fUr 
die Zweite Kammer sieht Obeneuter 
dagegen in ihrer ,,Reaktivierung". "Die 
Frage ist nur'', meinte er, "wer einen ak­
tiven Senat, der von seinem Gesetzes­
initiativrecht Gebrauch macht und De­
fizite in der Politik angeht, wirklich 
will." · 
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nationale Bezüge. Die grenzüberschrei­
tende Kriminalität verschafft den Tätern 
hohe Gewinne, die legal oder halblegal 
in den Wirtschaftskreislauf zurückfließen 
und auf die Weise die Wirtschaft verän­
dern können. Die Gewinne werden welt­
weit auf 500 bis 800 Milliarden US-Dol-

Tagungsbericht 

ständigen bestätigen, daß der weltweite 
Rauschgifthandel einen höheren Umsatz 
hat als die Erdölindustrie. Daneben spie­
len 'Menschenhandel und Schleuser­
kriminalität eine große Rolle bei der or­
ganisierten Kriminalität. Schätzungswei­
se drei von vier Asylbewerbern gelangen 

.Dramatisch" nannte der bayerlache Innenminister Dr. GOnther Backstein die 
Situation in Deutschland Im Hinblick auf das organisierte Verbrechen. Er sprach 
darüber, was die Politik tun kann und tun muß, um zu verhindern, daß Deutschland 
eine Drehscheibe der organisierten Kriminalität werde. 

lar jährlich geschätzt. So entsteht eine 
Schattenwirtschaft, die sich durch die 
gezielte Verknüpfung und Verschleierung 
von illegalen Geschäften auszeichnet. 
Durch Manipulationen aller Art wird der 
freie Wettbewerb der Unternehmen be­
einträchtigt. Ansätze dazu konnten in den 
letzten Jahren in der deutschen Bau­
wirtschaft beobachtet werden. Es darf 
aber nicht sein, daß sich irgendwann ein­
mal derfreie Markt soweit verändert, daß 
der rechtstreue Unternehmer nur noch 
schlechte Chancen hat. 
Im Jahre 1995 sind in Bayern 91 Fälle 
der organisierten Kriminalität zu ver­
zeichnen, darunter 4140 Einzeldelikte mit 
knapp 1000 Tatverdächtigen; der Scha­
den wird aufetwa 140MillionenDM, der 
geschätzte Gewinn auf knapp 120 Mil­
lionen DM veranschlagt. Dabei ist alldies 
nur die Spitze des Eisbergs. 
Eines der wichtigsten Betätigungsfelder 
ist der Rauschgiftmarkt. Alle Sachver-

durch Schleuserbanden nach Deutsch­
land. Zum Bereich des Menschenhandels 
gehört auch der Markt der Prostitution: 
drei von vier in Deutschland arbeitenden 
Prostituierten werden aus Osteuropa ein­
geschleust und nach einer bestimmten 
Zeit dann weiter-,.verkauft". 
Des weiteren gehört zur organisierten 
Kriminalität die Schutzgelderpressung. 
Nach Feststellungen des Bayerischen 
Landeskriminalamtes bezahlen immer 
mehr der in Bayern vorhandenen italie­
nischen und chinesischen Gaststätten 
Schutzgeldcr. Das erfolgt nicht mit vor­
gehaltener Pistole auf eher primitive 
Weise, sondern dadurch, daß bestimmte 
Ueferbedingungen erzwungen werden. 
So muß eine italienische Pizzeria eben 
bei einem ganz bestimmten Händler ihre 
Lebensmittel kaufen und zwar zu stark 
überhöhten Preisen. Diese überhöhten 
Preise werden dann bei der Steuer als 
Betriebsausgaben abgesetzt. Illegales 
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Glücksspiel, Waffenschmuggel, interna­
tionale Kfz-Verschiebung, alle Formen 
der Eigentumskriminalität gehören in den 
OK-Bereich. Dabei ist zu beachten, daß 
die Banden nicht branchenspezifisch .,ar­
beiten", sondern jeweils dort tätig wer­
den, wo das meiste Geld gemacht wer­
den kann. 

Geld als Triebfeder 

Zum Bereich der Geldwäsche: Geld ist 
die Basis, die Triebfeder der gesamten 
organisierten Kriminalität. Riesige Sum­
men werden verdient und gewinnträchtig 
angelegt. Wir müssen also sehen, wie wir 
an dieses Geld herankommen. Deshalb 
muß das Geldwäschegesetz dringend ver­
bessert werden. Wrr hatten bisher 534 
Verdachtsanzeigen und haben dadurch 
wichtige Erkenntnisse für die Ermittlun­
gen bekommen, konnten aber noch kei­
ne nennenswerten Beschlagnahmungen 
vornehmen. Die SPD schlägt hier eine 
ganz spannende Sache vor: im Falle des 
Verdachts der organisierten Kriminalität 
soll die Beweislast umgekehrt werden. 
Das heißt, verdächtige Gelder sollen be­
schlagnahmt werden und der Verdächti­
ge soll beweisen, daß er auf legale Weise 
in den Besitz dieses Geldes gekommen 
ist 
Doch auf diese Weise wird eine der zen­
tralen Punkte des Rechtsstaates, nämlich 
die Unschuldsvermutung verletzt. Ich 
glaube daher nicht, daß die SPD diese 
Position im Bundestag wirklich durchhal­
ten könnte. Ich bin vielmehr der Über­
zeugung, daß erst jemand einer Straftat 
überführt werden muß, um dann die Fra­
ge nach der Herkunft des Geldes zu stel­
len: Wenn diese Straftat nachgewiesen ist, 
dann muß der Beschuldigte den Nach­
weis über die Herkunft seines Geldes er­
bringen. Ein entsprechender Gesetzent­
wurf liegt seit Jahren im Bundesrat, der 
allerdings bislang noch nicht die Zustim­
mung der SPO-regierten Länder gefun­
den hat. 
Das war nur eine kleine Auswahl der 
Bereiche, in denen die organisierte Kri­
minalität aktiv ist. Was muß man dage­
gen tun? Das wichtigste ist, daß wir qua­
lifiziertes Personal haben. Dazu gehören 
überregionale OK-Dienststellen mit über 
400 Personen. Die Bildung von gemein­
samen Ermittlungsgruppen von Zoll und 
Polizei zur Rauschgiftbekämpfung hat 
sich als ein großer Erfolg erwiesen. Au­
ßerdem haben wir große Anstrengungen 



unternommen, um einen gemeinsamen 
Informationsverbund zu erstellen, denn 
die Koordinierung ist außerordentlich 
wichtig. Wichtig ist auch die Binrichtung 
von Zeugenschutz-Dienststellen, weil die 
Omerta, die Mauer des Schweigens, eine 
sehr große Rolle spielt. Bedeutsam ist der 
Einsatz von Spezialisten mit fachspezi­
fischen Kenntnissen aus dem Bereich von 
Volkswirtschaft und EDV, daneben sind 
qualifizierte Rechtsgrundlagen notwen­
dig. Wir haben in Bayern ein gutes 
Polizeiaufgabengesetz, das auch für den 
Bereich des Wohnrawns die akustische 
wie die optische Überwachung ermög­
licht. Daß auch präventive polizeiliche 
Ermittlungen in den Wohnungen von 
Verdächtigen notwendig sind, bestätigen 
alle Fachleute. 
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Pressesplitter 

Ober die Tagung "Organisierte Krimi­
nalitiJt- Herausjowürung an den derno­
lcratiscMn Rechtsstaat" berichtete der 
Polizeispiegell2/96: 
Um Erscheinungsformen der organisier­
ten Kriminalität und mögliche Maßnah­
men zu deren Bekämpfung drehte sich 
ein Seminar, das von der Akademie für 
Politische Bildung in Zusammenarbeit 
mit dem Landesverband der DPolG 
durchgeführt wurde. Unter der Leitung 
von Dr. Jürgen Weber stellten sich Poli­
tiker und Praktiker verschiedener Sicher­
heitsbchörden der Diskussion mit baye.. 
rischen, baden-wUrttembergischen und 

Österreichischen Polizeibeamten. Ak­
tualität erhielt die Thematik durch den 
bevorstehenden Beitritt Österreichs 
zum Schengener Abkommen. In seiner 
Seminarzusammenfassung stellte Dr. 
Jürgen Weber fest, daß das Buropa der 
Kriminellen bereits existiert. Es muß 
auch Aufgabe der Gewerkschaften sein, 
die Politiker und die Medien noch mehr 
für diese Thematik zu sensibilisieren. 
Die gewonnenen Erkenntnisse und vie­
len Anregungen sowie die Interessen­
übereinstimmung in der Bewertung der 
Sicherheitslage werden Ansporn für die 
DPolG sein, an einer Konzeption für 
mögliche Ausgleichsmaßnahmen mit 
unseren östcneichischen Nachbarn en­
gagiert mitzuarbeiten. 

----------------------------~ 

Gestaltung statt Untergangsstimmung 
"Die Zukunft unserer Gesellschsft11

- Tagung mit DIE SEEHEIMER e. V. 

Im Bemtlhen um größtmögliche Nlihe 
politischer BUdung zum tatsichHeben 
politischen Prozeß grHl' die Akademie 
das erneute Kooperationsangebot der 
innerhalb der SPD agierenden Verei­
nigung DIE SEEHEIMER e.V. auf. 
Vom 18. bis 20. Oktober 1996 disku­
tierten die TeUnebmer über die ,,Zu­
kunft unserer GeseUschaft", um am 
Beispiel dieser Zusammenarbeit das 
Zusammenwirken von Wissenschaft, 
Medien, PoUUk und innerparteilichen 
MeinungsbUdungsprozessen ötlentlich 
siebtbar m machen. 
Ein quer durch die deutsche Gesellschaft 
laufender Trend wurde bestätigt: Zu­
k:unftsorientierung und verhaltener Op­
timismus sind nicht nur .,in", sie be­
ruhen auf realen Grundlagen und haben 
einenromantisch-pessimistischen Mode­
trend abgelöst. Gleich das erste Podium 
verdeutlichte dies unter der Überschrift 
"Erfordernisse fUr eine realistische Um­
weltpolitik". Dabei zeigte sich Green­
peace-Geschäftsführer Thilo Bode von 
den präzisen Argumenten praktizierender 
Politiker- wie der rheinland-pfiUzischen 
Umweltministerin Klaudia Martini oder 
des niedersächsischen Ministerpräsiden­
ten Gerhard Sehröder - beeindruckt. Bei 
dem folgenden Podium .,Wirtschafts-

Standort Bundesrepublik Deutschland -
Risiko oder Chance" hatte BDI-Präsident 
Hans-Olaf Henkel zwar einen schweren 
Stand, aber der wirtschaftspolitische 
Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, 
Ernst Schwanhold, unterstrich die Not­
wendigkeit solcher Gespräche. Und so 
war es nicht nur Nostalgie, sondern Aus­
druck eines dringenden Kommunika­
tionsbedarfs in der modernen Marktwirt­
schaft, wenn mehrfach auf Karl Schillers 
einstige ,,konzertierte Aktion" aus Arbeit­
gebern, Gewerkschaften, Regierung und 
Zentralbank verwiesen wurde. 
Um Kommunikationsprobleme ging es 
auch bei der Diskussion "Volksparteien 
in der Mediengesellschaft". Neben der 
Darstellung von Erfordernissen einer 
überdas Jahr 2000 weit hinausreichenden 
Parteiendemokratie durch SPD-Bundes­
geschäftsfU.hrer Pranz Müntefering dis­
kutierten Meinungsforscher, Medien­
experten und ein Zeitungsjournalist Über 
"Mehrheitsfähigkeit sozialdemokrati­
scher Reform.politik" sprach der saarlän­
dische Ministerpräsident und SPD-Vor­
sitzende Oskar Lafontaine. 
Den am Sonntagvormittag zwar nicht 
ganz so medienwirksamen, aber inhalt­
lich konzentrierten Abschluß der 'Thgung 
bildete die europäische und internationale 

Ober europäische und Internationale 
Politik refererierte ln der Akademie 
Rudolf Scharping, Vorsitzender der 
SPD-Bundestagsfraktion und der So­
zialdemokratischen Parteien Europas. 

-------------
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Politik mit dem Hauptreferat des Vorsit­
zenden der SPD-Bundestagsfraktion Ru­
dolf Scharping. Er unterstrich die Not­
wendigkeit einer EU-Integration der ein­
zelnen Politikbereiche auch dadurch, daß 
er als Vorsitzender des Sozialdemokrati­
schen Parteienverbunds der Europäischen 
Union auftrat und daran erinnerte, daß 
auch die christlich-konservativen Partei­
en in der Europäischen Volkspartei einen 
wichtigen Zusammenschluß gefunden 
hätten. Scharping sowie der Präsident des 
Europäischen Parlaments, Klaus Hänsch, 
sprachen sich nachdrücklich für die Ein­
haltung des Zeitplans bei der Einfllhrung 
der Euro-Währung und für die Ost-Er­
weiterung von EU und NATO aus. 
Ost-Erweiterung der NATO war dann 
auch ein Hauptpunkt für den außenpoli­
tischen Experten der SPD, Kanten Voigt, 
der zur Zeit als Präsident der Nordatlan­
tischen Parlamentarierversammlung fun­
giert. Voigt und Scharping gaben den 
dringlichen Beitrittswünschen neuer De­
mokratien - besonders Polen, Tschechi­
sche Republik und Ungarn- den Vorrang 
vor westlichen Ängsten bezüglich russi­
scher Reaktionen. Da die neuen Demo­
kratien mittlerer Größe nicht allein für 
ihre Sicherheit sorgen könnten, sei das 
Schutzdach der NATO das geeignete 
Mittel, um auf Erinnerungen beruhende 
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unft unse.rl•r Gesells~haft 
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Oskar Lafontaine (links), saarländischer Ministerpräsident und Vorsitzender der 
SPD, sprach in der AKademie Ober die Mehrheitsfähigkelt sozialdemokratischer 
Reformpolltlk. BegrOßt wurde er von Akademiedirektor Prof. Dr. Heinrich Oberreuter. 

Ängste der genannten Länder abzubau­
en, ihr Selbstbewußtsein zu stärken und 
damit zugleich die Voraussetzung für 
deren bessere Beziehungen zu Rußland 
zu schaffen. Fazit: Die Zukunft Mittel­
europas liegt in der internationalen, be-

sonders der atlantischen und europäi­
schen Zusammenarbeit. Die USA müs­
sen mit Buropa verbunden und hier prä­
sent bleiben. Nationalismus wird in er­
ster Linie durch funktionierende überna­
tionale Institutionen überwunden. 

Kürzer arbeiten und Steuern senken 
Arbeitslosigkeit halbieren durch Modell der Bundesanstalt für Arbeit 

Seit geraumer Zeit sind vor allem die 
europäischen Industrielloder von zu. 
nehmender Arbeitslosigkeit betro1Ten. 
Die Krise auf den Arbeitsmärkten läßt 
Unsicherheit und Ängste entstehen, sie 
gerdhrdet das soziale Sicherungsnetz 
und beeinträchtigt nicht zuletzt dle 
weitere Integration von Ost- und West­
deutschland. Was Ist zu tun, um der­
artigen Herausforderungen zu begeg· 
nen? Inwieweit sind Entwicklungen Im 
Bereich der Erwerbsarbeit steuerbar? 
Derartige Fragen wurde bei der Fach· 
tagung "Zukunft der Arbeit'' vom 25. 
bis 26. Oktober 1996 in Tutzing disku· 
tiert. Darüber berichtete Norbert 
Höflerim Stern vom 7.11.1996 (S.l14): 
Wie verblüffend präzise die "virtuelle 
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Volkswirtschaft" funktioniert, demon­
strierte Wolfgang Klauder, Wissenschaft­
licher Direktor des Instituts für Arbeits­
markt und Berufsforschung (IAB) der 
Bundesanstalt für Arbeit, in der Akade­
mie für Politische Bildung in Thtzing, wo 
vier Dutzend Interessierte über die Zu­
kunft der Arbeit diskutierten. Zunächst 
veränderte Klauder nur einen Baustein in 
seinem Modell. Die Jahresarbeitszeit, so 
seine Annahme, sinkt um 26 Stunden pro 
Arbeitnehmer. Je nachdem, wie die Tarif­
parteien dann diese Arbeit neu verteilen, 
entstehen mal mehr, mal weniger Jobs. 
DerlAB-Rechner zeigt auch, warum 
Minister Norbert Blüm, auf dessen Kon­
to die permanent steigenden Sozialversi­
cherungsbeiträge gehen, als Arbeitsplatz-

vernichter bezichtigt werden kann. Stei­
gende Abgaben sind Gift für den Arbeits­
markt. Wenn jedoch die Beiträge zur 
Rentenversicherung von 1997 bis zum 
Jahr 2000 nach dem IAB-Modell um je 
einen Prozentpunkt gesenkt würden, 
könnten 40 000 neue Jobs entstehen. Die 
LohnstUckkosten würden zurUckgehen. 
Das wiederum würde den privaten Kon­
sum ankurbeln. 
Am wirkungsvollsten wäre es, laut lAB­
Gutachten, wenn Staat und Tarifparteien 
sich auf ein gemeinsames Strategiebündel 
verständigen und das dann auch ,,gemein­
sam tragen" würden, um "allen Wirt­
schaftsakteuren Vertrauen in den Erfolg" 
der konzertierten Aktion zu geben. ,,Die 
Gesamtzahl der Arbeitsplätze", so heißt 



es im Gutachten, "wird längerfristig um 
so höher ausfallen, je weniger Behar­
rungstendenzen und Abwehrstrategien es 
gibt, je weniger alte Arbeitsplätze sub­
ventioniert werden und je offensiver statt 
dessen Wirtschaft und Gesellschaft und 
Investitionen den nötigen Strukturwan­
del vorantreiben. 
Das Programm der Arbeitsmarktforscher 
verlangt von den Politikern a.IJerdings viel 
Mut und von den Wllhlern viel Verstllnd­
nis fUr ökonomische Zusammenhänge: 
Die realen Tariflöhne werden bis zum 
Jahr 2005 um etwa fiinfProzent sinken. 
Die Arbeitszeit wird verkürzt, Überstun­
den abgebaut und mehr Teilzeitjobs an­
geboten. Die Mineralöl- und Mehrwert­
steuer werden stufenweise heraufgesetzt. 
In die Sozialversicherungskassen ist da­
fiir deutlich weniger zu zahlen, so daB ein 
Tell der Belastung bei Löhnen und Steu­
ern wieder aufgefangen würde. Sozial­
ausgaben werden um zweistellige Milli­
ardenbeträge gekürzt, Subventionen ab 
dem Jahr 2003 abgebaut, und auch der 
Staat mUßte sich mit seinen Sachausga­
ben ab 2002 bescheiden. WUrde mit den 
Maßnahmen schon 1997 begonnen, hät­
ten laut IAP bereits am Jahresende 830 
000 Arbeitslose eine neue Beschäftigung; 
im Jahr 2005 wären es zweieinhalb Mil­
lionen. "Und was hat unser Kanzler mit 
dem Gutachten gemacht?" fragte ein Teil­
nehmer der Tutzinger Runde. Klauder: 
,,Der Herr Bundeskanzler hat uns einen 
freundlichen Brief geschrieben. Wie man 
das eben so macht." 
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Ebenfalls mit dem Modell der lAB be­
schliftlgte sich die SUddeutsche Zei­
tung (Wirtschaft) am 28.10.1996 unter 
der Oberschrift ,,KUrzer arbeiten und 
Steuern senken kann die Arbeitslosig­
keit balbieren": 
Die Halbierung der Arbeitslosigkeit bis 
zum Jahr 2000, wie sie Bundeskanzler 
Helmut Kohl zu Beginn dieses Jahres als 
Ziel vorgegeben hatte, inzwischen aber 
selbst bezweifelt, ist unter bestimmten 
Voraussetzungen doch möglich. Ein ~t­
sprechendes Modell stellte Wolfgang 
Klauder vor. Dieses dürfe jedoch nicht 
als ein konkreter Plan der Bundesanstalt 
verstanden werden, sondern als ein Sze­
nario, das angibt, in welche Richtung die 
Entwicklung laufen sollte, um das Ziel 
zu erreichen. 
Erklärend wies Klauder darauf hin, daß 
erfahrungsgemäß jede Beschäftigungs­
veränderung sich nur zu etwa zwei Drit­
teln im Umfang der Arbeitslosigkeit nie­
derschlägt, während ein Drittel aus der 
sogenannten stillen Reserve resultiert. 
Um also zum Beispiel in Westdeutsch­
land die Arbeitslosigkeit von 2,6 auf 1,3 
Millionen zu halbieren, müßten rund zwei 
Millionen neue Arbeitsplätze entstehen. 
Der Direktor des Nürnberger Instituts 
berichtet, daß das Modell in verschiede­
nen Gremien mit den Sozialpartnern er­
örtert wwde, dort auch in manchem Punkt 
auf Vorbehalte gestoßen ist, nicht aber 
abgelehnt wurde. Er brachte dies damit 
in Zusammenhang, daß es keine Partei 
einseitig belastet. Auf lange Sicht ist al-

lerdings nach Ansicht der Autoren die­
ses Szenarios ein Strukturwandel uner­
IJI.Blich, der auf mehr Innovationen in der 
Wirtschaft setzt 
Im Rückblick wies Peter Hampe von der 
Tutzinger Akademie daraufhin, daß von 
1973 bis 1994 das Erwerbspersonen­
potential in Deutschland, also das Ange­
bot an Arbeitskräften, um sechs Millio­
nen gestiegen ist - durch die geburten­
starken Jahrgänge, durch Zuwanderung 
von Übersiedlem, Aussiedlern und Aus­
ländern und durch vermehrte Erwerbs­
beteiligung von Frauen. Diese Zunahme 
sei·die Hauptursache fiir das Auseinan­
derklaffen von Angebot und Nachfrage 
auf dem Arbeitsmarkt 
Zur gegenwärtigen Arbeitslosenzahl 
rechnete er vor, das Defizit in der Zahl 
der Arbeitsplätze sei mit sieben Millio­
nen de facto wesentlich höher als die re­
gistrierte Arbeitslosigkeit. Überdies be­
tonte er die hohe Fluktuation auf dem 
Arbeitsmarkt: Jährlich würden bis vier­
einhalb Millionen Menschen beschäfti­
gungslos, während etwa ebenso viele ei­
nen Arbeitsplatz finden. 
Das Bild einer Gesellschaft, in der Com­
puter ,,Denkmaschinen" und ,,künstliche 
Intelligenz" den Menschen immer mehr 
ersetzen, entwarf Professor Schmucker­
von-Koch vom Institut fUr Philosophie an 
der Universität Regensburg. Die Konse­
quenzen müssen seiner Ansicht nach dar­
in bestehen, Alternativen zur Erwerbs­
arbeit zu schaffen. Dies bedeute aller­
dings mehr Umverteilung. 

"Den Anforderungen nicht gewachsen~~ 
Tagung zur Reform des Steuersystems: "Die Krise als Chaneeil 

Derzelt vergeht fast kein 'IBg ohne neue 
Vorschläge und Diskussionsbeiträge 
zur Steuerdebatte. Treibstoff dieser 
Debatte ist die Einsicht, daß die Pro­
bleme der hoben Arbeitslosigkeit, der 
Staatsverschuldung, der sozialen SI­
cherung und der Ökologie enge Bezü­
ge zum Steuersystem aufweisen. Diese 
Krise bietet die Chance, daß nach ei­
ner Reihe von Novellierungen von 
Einzelaspekten Im Steuerrecht eine 
grundlegendere Reform des Steuersy­
stems in Gang kommt. Unter diesem 
Aspekt und Titel- ,,Die Krise als Cban-

ce • Zur Reform des Steuersystems" 
diskutierten die TeiJnebmer eJner 'Th· 
gung vom l. bis 4. Dezember 1996 in 
Tutzing, die in Kooperation mit der 
EnngeUscllen Akademie Tutzlngstatt­
fand. "Ober die 'Thgung wurde ln der 
SUddeutschen Zeitung (Wirtschaft) 
vom 5.12.1996 berichtet: 
Es ging um drei Themenkreise: Ökolo­
gische Steuern, Sozialabgaben undDirek­
te Steuern - genauer gesagt: um Zusam­
menhänge und Wechselwirkungen zwi­
schen diesen drei Bereichen. Mögliche 
und vor allem wünschenswerte Chancen 

wurden aufgezeigt. Daß sie - im Sinne 
einer Vereinfachung des Steuerrechts, der 
Senkung der Staatsquote und der Einfüh­
rung ökologischer Komponenten - ver­
wirklicht werden, ist aber höchst unge­
wiß. 
Die Referenten zum Thema Ökologische 
Steuern -Prof. Hans-JUrgen Ewers, Mit­
glied des Sachverständigenrates für Um­
weltfragen der TU Berlin, Prof. Gebhard 
Kirchgässner, Universität St. Gallen, 
Anselm Görres, Förderverein Ökologi­
sche Steuerreform, und Michael Kohl­
baas, DIW Berlin, -formulierten zunächst 

13 



bekannte Ziele: Der Produktionsfaktor 
Arbeit soll entlastet, der Produktionsfak­
tor Umwelt steuerlich stärker belastet 
werden, um seinen Verbrauch zu verteu­
ern. Davon verspricht man sich eine 
"doppelte Dividende" - nämlich weniger 
Umweltverbrauch und gleich tendenziell 
mehr Arbeitsplätze. 
Überraschend Ewers' Bedenken gegen 
eine zu gedankenlose Bevorzugung des 
Schienenverkehrs: ,,Die Bahn ist ökolo­
gisch nicht immer die bessere Variante. 
Sie ist nur dann gut, wenn sie lange, vol­
le Züge über weite Entfernungen beför­
dert." 
Michael Hüther, Generalsekretär im 
Sachverständigenrat zur Begutachtung 
der wirtschaftlichen Entwicklung, spitz­
te das Thema Sozialabgaben auf die Fra­
ge zu: Wieviel Eigenverantwortung kann 
zugemutet werden, wieviel solidarischer 
Beitrag ist notwendig? Für die Alterssi­
cherung forderte er eine stärkere Öffnung 
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zur Eigenvorsorge, in der Krankenversi­
cherung mehr Mark:tsteuerung. In der Ar­
beitslosenversicherung plädierte er für 
mehr Effizienz durch Wahlmöglichkei­
ten. Ganz allgemein verlangte er mehr 
Wettbewerb und mehr Eigenverantwor­
tung. Hüthers Fazit lautete: Die Reform 
der Sozialversicherungssysteme ist eine 
Generationenaufgabe. Sie darf nicht un­
ter Zeitdruck geschehen. 
Mit den Zusammenhängen zwischen 
Steuerpolitik und sozialen Sicherungs­
systemen setzte sich Prof. Winfried 
Schmähl, Universität Bremen, auseinan­
der. Er sprach sich gegen ein Vollbesteue­
rung der Renten aus. Auch er forderte, 
sachfremde Leistungen aus der Renten­
versicherung zu nehmen. Nach seiner 
Ansicht wäre eine Erhöhung der Mehr­
wertsteuer zum Ausgleich der versiche­
rungsfremden Lasten zu vertreten. Die 
RefonnvorschUlge der von ihm geführ­
ten Einkommensteuerkommission erläu-

Innerer und äußerer Friede 
Die heutige Bedeutung des Gemeinwohlbegriffs 

Von Prof. Dr. Bemhard Sutor 

Das zeitdiagnostische Symposion 
nahm sich der ,,IndlviduaUsterung" 
der Gesellschaft an. Verschieden Fra­
gen wurden behandelt: Ist abnehmen­
der Gemeinsinn Im tradltionellen Sin­
ne gleichbedeutend mit sozialer Unge­
bundenheit? Ist der Gemein­
wohlbegritT zu abgenützt, um noch 
motivierend sein zu können? IBt ein 
Gemeinwesen nur herrschaftlich zu si­
chern, wenn PluraUsmus lediglich 
Gruppen- und Partelenkonkurrenz be­
deutet? Zur heutigen Bedeutung des 
traditionellen Gemeinwohlbegriffs 
sprach Prof. Dr. Bemhard Sutor: 

Es geht hier um zwei Nachweise: 
Das bonum commune wird- von Aristo­
teles über Thomas bis zur heutigen 
Christlichen Gesellschaftslehre - nicht a 
priori inhaltlich definiert, sondern als Idee 
bzw. als formales Prinzip verstanden. 
Die konkret-geschichtliche Bestimmung 
oder Findung des bonum commune ist 
keine Sache der Deduktion, der Ableitung 
aus dem Prinzip, sondern eine Aufgabe 
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situationsbezogener Praxis. 
Hier zunächst einige Hinweise zur Ge­
meinwohlvorstellung in der Christlichen 
Gesellschaftslehre unserer Zeit. 
Das li. Vaticanum (und zuvor schon Je­
bannes XXIII.) definierte das Gemein­
wohl als ,,die Gesamtheit jener Bedingun­
gen des gesellschaftlichen Lebens, die 
sowohl den Gruppen als auch den ein­
zelnen Gliedern ein volleres und leichte­
res Erreichen ihrer eigenen Vollendung 
ermöglichen" (Gaudium et spes 26; vgl. 
74). Gemeint ist demnach ein gesell­
schaftlicher Zustand, der nicht Selbst­
zweck ist, sondern einen Dienstwert bil­
det für die Entfaltung der Menschen in 
ihrem Zusammenleben. 
In der wissenschaftlichen Erörterung und 
Begrilndung dieser Gemeinwohl-Vorstel­
lung wird deutlicher unterschieden zwi­
schen dem Gemeingut als Inbegriff aller 
nur gesellschaftlich zu verwirklichenden 
humanen Werte; 
dem Gemeinwohl eines jeden einzelnen 
Sozialgebildes, also des Sinnes oder des 
Zweckes, um dessentwillen es besteht; 
dem Gemeinwohl als Ordnungsbegriff, 
für welches, auf eine Gesellschaft als 

terte Prof. Peter Bareis beim Thema Di­
rekte Steuern. Eine Hauptforderung: 
Lenkungsnormen haben im Einkommen­
steuerrecht nichts zu suchen. Im Modell 
seiner Kommission hängt die Verbreite­
rung der Bemessungsgrundlage unmittel­
bar zusammen mit niedrigeren Steuersät­
zen. Die Erfüllung dieser Vorschläge 
würde zu mehr Eigeninitiative und da­
mit zu einer wirtschaftlichen Belebung 
fiihren. 
Die Professoren Jochen Sigloch, Univer­
sität Bayreuth, und Manfred Rose, Uni­
versität Heidelberg, setzten sich mit der 
,,Reform der Unternehmensbesteuerung" 
und der "Konsumorientierung des Steu­
ersystems" auseinander. Sigloch: "Wrr 
müßten eine Vielzahl von Steuern ab­
schaffen." Rose sagte: ,,Es geht nicht nur 
um die Bereinigung, sondern um die Sa­
nierung eines Steuersystems, das den 
Anforderungen des 21. Jahrhunderts nicht 
mehr gewachsen ist." 

Ganze bezogen, der Staat zuständig ist. 
Da in der Rede vom Gemeinwohl, bei 
Verfechtern wie Kritikern des Konzepts, 
diese unterschiedlichen Bedeutungs­
ebenen oft nicht beachtet werden, wird 
das ganze Konzept leicht mißverstanden. 
In allen Definitionsversuchen wird das 
Gemeinwohl zwar ontologisch oder me­
taphysisch begründet aus dem Persons­
ein des Menschen in Gesellschaft, also 
aus seiner Sozialnatur. 
Aber es wird nicht inhaltlich defmiert, 
sondern als ethisch-politische Aufgabe 
formal vorgestellt. Eine inhaltliche Defi­
nition ist eben deshalb nicht möglich, 
weil die Realisierung des Gemeinwohls 
eine solche nur geschichtlich-politisch zu 
lösende Aufgabe darstellt. Es soll nicht 
bestritten werden, daß in vielen Texten 
der Christlichen Gesellschaftslehre die 
vorneuzeitliche Einheit von politischer 
und sittlich-religiöser Ordnung nachwirk­
te, mit der deutlichen Tendenz, geschicht­
lich Bedingtes gleichsam als ,,natürlich" 
zu erklären und so gesellschaftlich Wan­
delbares als Bestandteil des Gemein­
wohls zu verstehen und zu verteidigen. 
Aber die Mißverständnisse um das Ge-



meinwohl-Konzeptkommen auch und 
vielleicht sogar in erster Linie daher, daß 
das vorwaltende Interesse seiner Vertre­
ter, jedenfalls im Rahmen der Christli­
chen Gesellschaftslehre, auf der meta­
physischen oder ontologischen BegrUn­
dung lag, nichtjedoch bei der Frage nach 
den Wegen und Mitteln seiner Realisie­
rung. 
Thomas von Aquin gebraucht den Begriff 
des bonum commune an zahlreichen Stel­
len, mehr als 300 mal (vgl. die Zusam­
menstellung bie Utz, Sozialethik 1, 1964, 
S. 353 ff.). Aber auch er definiert es nir­
gends inhaltlich, vielmehr setzt er es of­
fensichtlich als ein einsichtiges, eviden­
tes allgemeines Prinzip, als selbstver­
ständliches Ziel eines jeden Sozial­
gebildes im allgemeinen und der politi­
schen Gemeinschaft im besonderen vor­
aus. Wenn er den allgemeinen Sinn der 
politischen Gemeinschaft(dercivitas) in­
haltlich näher benennt, bezeichnet er ihn 
als Frieden, welcher die Voraussetzung 
des guten, des tugendhaften Lebens der 
Menschen isl 
Die Verwirklichung aber dieses aufgege­
benen Sinnes der politischen Gemein­
schaft ist Sache der praktischen Vernunft, 
und diese hat immer das besondere, das 
Pratilrulare zu bewältigen, freilich im 
Uchte des allgemein-formalen Zieles. 
Handlungen, so Thomas, beziehen sich 
immer auf Besonderes; aber die Beson­
derheiten müssen bezogen werden auf das 
bonum commune, und zwar als deren 
causa finalis. 
Die Anwendung des allgemeinen Prin­
zips im Konkreten geschieht aber nicht 
durch Deduktion, sondern durch nähere 
Bestinunung (durch Determination), die 
zwar vom Prinzip geleitet ist, aber den 
einzelnen Sachverhalt, die jeweilige Si­
tuation erkennen soll und ihr, vor allem 
aber den Menschen in dieser Situation 
gerecht werden soll. Die menschlichen 
Gesetze, so Thomss, müssen dem bonum 
commune gemäß sein. Aber das bonum 
commune besteht aus VIelem und deshalb 
muß das Gesetz auf vieles RUcksicht neh­
men, und zwar den Personen entspre­
chend, den Sachverhalten entsprechend 
und den Zeiten entsprechend. Denn die 
Gemeinschaft der Civitas baut sich auf 
aus vielen Personen und ihr Gut wird 
durch vielfll.ltige Handlungen besorgt. 
Die damit geforderte Betätigung der prak­
tischen Vernunft ist ein Akt der Klugheit, 
die bei Thomas bekanntlich die Verbin­
dung zwischen den theoretischen und den 
praktischen Tugenden darstellt und auch 
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als .,Situationsgewissen" beschrieben 
wird. Das Wissen der Klugheit, aufgrund 
dessen sie urteilt und handelt, hat nicht 
den Gewißheitsgrad theoretischer Wahr­
heit, sondern den der moralischen Gewiß.. 
heit. Praxis geht nicht in Theorie auf, 
Ethik ist nicht Metaphysik. 
Im reflektierten Vollzug von Praxis, im 
Klugheitsurteil also, wird der Inhalt des 
Urgewissens, werden die allgemeinen 
Prinzipien wirksam, aber sie determinie­
ren das Situationsgewissen nicht. Viel­
mehr soll die Klugheit Sachverhalte und 

Prof. Dr. Bemhard Sutor sprach zur 
heutigen Bedeutung des traditionellen 
Gemeinwohlbegriffs 

Situationen im Licht der Prinzipien 
durchdenken und sie soweit wie möglich 
in Richtung auf das allgemein anerkann­
te Ziel hin ordnen. Das ist etwas anderes, 
als eine vorgegebene Seins- oder Wert­
ordnung zu vollziehen. Deshalb ist die 
Gegenüberstellung einer angeblich über­
holten apriorischen und eiper angeblich 
modernen aposteriorischen Vorstellung 
vom Gemeinwohl nicht haltbar. Dem po­
litischen Handeln vorgegeben ist das all­
gemeine Prinzip oder Ziel. 
Ein solches setzen, durchaus auch mit an­
thropologischer Begründung, auch die 
Vertragstheoretiker voraus; auch sie ha­
ben eine Metaphysik, wenn auch eine 
andere als die 'fraditionelle. Nur sollten 
die Vertreter der letzteren bedenken, was 
Oswald vonNell-Breuninginseinertrok­
kenen und zugleich deutlichen Sprache 
so ausgedrückt hat: Prinzipien kann man 
nicht melken. Was konkret in der ge­
schichtlich-politischen Situation zu tun 
ist, kann man nicht deduzieren, sondern 

man muß es finden durch Sach- und Si­
tuationsanalyse, in welcher das prinzipi­
ell Gesellte als Suchinstrument, also als 
regulative Idee wirksam wird. 
So verstanden meint Gemeinwohl also 
keineswegs eine umfassende Lebens­
oder Tugendordnung, die freiheits­
gemmtend wäre. Es besagt vielmehr, daß 
gerade um der Freiheit aller willen eine 
gemeinsame Ordnung gestaltet werden 
muß. Thr erstes Ziel ist der innere und 
äußere Friede, aber dieser setzt, was in 
Buropa immer mitgedacht wurde, voraus, 
daß die Ordnung gerecht ist. Friede, Frei­
heit und Gerechtigkeit in ihrer gegensei­
tigen Bedingtheit sind die gnmdlegenden 
Ziele, mit denen wir heute die 
Gemeinwohlaufgabe beschreiben. Aber 
auch sie bleiben auf der allgemein-for­
malen Ebene des Prinzipiellen. Sie be­
zeichnen den Sinn des politischen Ver­
bandes, sie determinieren jedoch nicht 
sein Handeln. Der Sinn kann mehr oder 
weniger gut erfllllt, er kann auch verfehlt 
werden. 
Die empirisch-geschichtlich und sozial 
bedingten Zwecke, die in den Vollzug 
dieses Sinnes eingehen, also auch die in 
Vielfalt miteinander streitenden Interes­
sen, bedeuten nicht Fremdbestimmung, 
wenn sie sich dem vorgegebenen Sinn 
einfügen; denn dieser ist letztlich ein 
personaler Sinn, in dessen Horizont die 
vielfältigen Interessen der Menschen­
gruppen legitim sind. 
Die überlieferte Gemeinwohl-Vorstel­
lung ist offen fi1r eine Auslegung im Kon­
text des neuzeitlichen Freiheitsdenkens, 
weil sie aus dem Personsein des Men­
schen begründet ist. Auch der Ansatz­
punkt dieser neuen Auslegung findet sich 
schon bei Thomas. Er schreibt zwar mit 
Aristoteles der civitas ganz selbstver­
ständlich den Sinn zu, das tugendhafte 
Leben ihrer Bf1rger zu ermöglichen. Aber 
dafür ist das bonum commune nur Be­
dingung, nicht Grund. 
Die Person ist nämlich keineswegs in je­
der Hinsicht der politischen Gemein­
schaft unterworfen, denn diese ist auf die 
temporalen Zweckedes bonum commune 
eingeschränkt, und die Person transzen­
diert diese Zwecke. Das menschliche 
Gesetz, das wesentliche Mittel also zur 
Wahrnehmung des Gemeinwohls, kann 
keineswegs alles Böse bestrafen oder 
verhindern; es ordnet nur einen Teilbe­
reich der umfassenderen Sittlichkeit, und 
zwar um des FriedeD.s willen, der manch­
mal auch verlangt, moralische Übel zu 
dulden. 
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Mein Interpretationsversuch will keines­
wegs alle Unterschiede zwischen dem 
traditionellen Gemeinwohl-Konzept und 
dem neuzeitlichen Denken verwischen. 
Reduziert auf einen holzschnittartigen 
Vergleich zwischen Themas und Kant 
bleiben, wenn ich recht sehe, folgende 
Unterschiede: 
Kant zielt auf eine Koexistenzordnung 
freier moralischer Subjekte, Thomas auf 
eine Friedensordnung für die ihre Ver­
vollkommnung suchenden Personen. 
Aber Koexistenzordnung und Friedens­
ordnung sind nicht so weit auseinander, 
wie man häufig meint, und beide werden 
begründet aus philosophisch-anthropolo­
gischen Voraussetzungen. 
Es bleibt der Unterschied zwischen tran­
szendenter und transzendentaler Begrün­
dung dessen, was wir heute Menschen­
würde nennen und was die Aufgabe er­
forderlich macht, eine gemeinsame Ord­
nung zu gestalten. Von dieser Begrün­
dung her bleibt als weiterer Unterschied 
die Trennung von Moralität und Recht 
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und die individualistische Fllrbung des 
letzteren bei Kant, die Gleichrangigkeit 
von Individualität und Sozialität im 
Personsein nach Thomas. 
Als weiterer Unterschied bleibt die Nei­
gung zu konstruktivistisch-positivisti­
scher Sozialphilosophie in der Nachfol­
ge der Aufklärung, während in der Re­
zeption der vormodernen Philosophie die 
politisch-soziale Ordnung als Gestal­
tungsaufgabe tl1r Praxis empfunden wird, 
in welcher sich Institutionen und Tugen­
den gegenseitig stützen sollen. 
Für die politische Praxis ergibt sich, un­
ter Vernachlässigung aller hier notwen­
digen Differenzierung, der folgende zen­
trale Unterschied: Das an Kant und der 
Aufklllrung orientierte liberale Denken 
nimmt an, Gemeinwohl werde als regu­
lative Idee genügend wirksam in der Fi­
gur des "wohlverstandenen Interesses". 
Vom traditionellen Gemeinwohlkonzept 
her läßt sich jedoch darüber hinaus eine 
Verpflichtung zur Solidarität mit den an­
deren begründen, und zwar auch mit den 

Menschen, mit denen wir nicht in 
interessenbedingter Interaktion stehen. 
Dieser Unterschied ist, wie leicht gezeigt 
werden könnte, erheblich für heutige po­
litische Grundprobleme, sei es im Inne­
ren die Frage nach Verständnis und Re­
form des Sozialstaates, seien es in der 
internationalen Politik Probleme wie 
Fri~ssicherung, gerechte Entwicklung 
und Erhaltung der Erde als gemeinsamen 
Lebensraum der Völker. 
Unbeschadet dieser Differenzen bleibt 
aber eine rechtsstaatlich-demokratisch 
verfaßte pluralistische Gesellschaft dar­
auf angewiesen, daß ihre Führungseliten 
gedanklich und praktisch in der Lage 
sind, gemeinwohlorientierte Vorstellun­
gen wirksam zur Geltung zu bringen, und 
daß die Bürger in der Verfolgung ibrer 
Interessen zugleich das nötige Maß an 
Gemeinsinn entwickeln. Orientienmg am 
Gemeinwohl bleibt prinzipiell unentbehr­
lich, es zu finden in der Lösung unserer 
uns alle betreffenden Probleme und Kon­
flikte bleibt ständige Aufgabe. 

Die DDR: "Nicht als Einheit sehen'' 
Zeitzeuge: Der Berliner Autor Lutz Rathenow in Tutzing 

Wie war die DDR und wie wird sie 
heute gesehen? Das war eines der The· 
men des Semioars "Fragen zur Zeit· 
geschichte und Politik" in Tutzing. 
Bdwnd~t~dedasThmnavondmn 
Berliner Lutz Rathenow. Er ist Zeit­
zeuge, Schriftsteller, Bürgerrechtler 
und der diesjährige Preistriger des 
Konrad-Adenauer-Literaturpreises: 
Ich versuche nun, als gespaltene Persön­
lichkeit, zuerst mal den politischen Teil 
zu absolvieren. Die DDR war - und da­
mit sind wir schon beim Thema, das ich 
bewußt allgemein fonnulieren ließ, um 
mir möglichst großen Spielraum zu las­
sen - natürlich nie nur die DDR. Bei all 
den Diskussionen, die jetzt ge:fWut wer­
den, müssen wir uns doch vor Augen 
halten, daß zu 80 bis 90 Prozent das Le­
ben in einem System so abläuft, daß die 
direkten politischen Einflußnahmen 
scheinbar den Alltag nicht unmittelbar 
berUhren: 
Die DDR war ein Stück: Mitteleuropa, ein 
Stück deutschsprachiger Provinz, viel­
leicht bis auf Berlin und Leipzig. Es gab 
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Erfahrungen, die mich eher verbanden 
mit literarisch angelesenen Erfahrungen 
in Österreich und in der Schweiz, eben 
gerade der Provinz. Es gab eine gemein­
same deutsche Geschichte, die auf ver­
schiedene Art in die DDR weiter hinein­
wirkte. Es gab für Schriftsteller den 
deutschsprachigen Raum; ich habe zum 
Beispiel damals eine Zeitschrift gelesen 
von rumliniendeutschen Autoren. 
Es gab somit auch eine klitzekleine ost­
europäische Identität, die nicht sehr sta­
bil war und sich rasch verflüchtigte, aber 
in meiner Generation gab es mit den neu­
en Reisemöglichkeiten Anfang der 70er 
Jahre nach Polen und in die CSSR die 
Hoffnung, daß sich da eine gewisse Soli­
darität und auch ein kritisches Bewußt­
sein heranbilden wUrden, getragen von 
dem kritischen Bewußtsein der polni­
schen und tschechischen Intellektuellen, 
nicht so sehr von dem der DDR-Intellek­
tuellen. 
Das hat sich später dann wieder aufge­
löst aus verschiedenen Gründen, auch 
durch die Reiseverbote nach Polen und 

durch die doch sehr andere Entwicklung 
dort. Und vor diesem Hintergrund zeigt 
sich natürlich dann doch, daß die DDR, 
so klein sie auch immer gewesen sein 
mag, ein Landstrich war, der sich aus 
verschiedenen Landesteilen zusammen­
setzte, und daß Sachsen und Thüringen 
mental und auch politisch doch anders 
fundiert waren, als es Mecklenburg und 
Brandenburg waren und sind. 
Also: das Leben in der DDR stellt sich 
bei näheren und bei Betrachtungen aus 
weiterer Feme immer mehr als etwas dar, 
das man nicht in einer Einheit sehen sollte 
und weniger auf einen Begriff bringen 
kann; denn zu den Verallgemeinerungen, 
die nötig sind, um Dinge zu analysieren 
und darzustellen, kann man erst über die 
Kenntnisnahme der Differenzen kom­
men. 
Damit wäre ich schon bei meiner Person 
und bevor ich mich vorstelle, beginne ich 
mit einem kleinen literarischen Text, der 
etwas von der Absurdität der Situation 
ausdrücken soll: "Die Macht der Worte. 
Es war einmal einer, der dachte nur noch 



schlecht über seinen Staat. Allein der 
Name, drei Buchstaben, ein Insek:ten­
vemichtungsmittel klang ähnlich. Das 
Wort Tod fügte sich aus drei Buchstaben 
zusammen. Alle seine Freunde stellten 
Auswanderungsanträge, sie nannten das 
damals anders, aber das Wort Reise für 
diese Art des Wegsiedelos zu benutzen, 
weigerte er sich strikt. Er mochte gar 
nicht mehr über diesen Scheiß-Staat 
nachdenken. Er wollte auch nicht west­
wärts ziehen. Einem Einfall nachgebend, 
beantragte er die Öffnung der Landes­
grenzen, schriftlich. Kurz darauf geschah 
das. Hoffnungsvoll beantragte er arn Tag 
danach die Beseitigung des Staates, in 
dem er lebte, innerhalb eines Jahres. Die­
ser Auflösungsantrag wurde in der ge­
wünschten Frist erfüllt, der Staat ver­
schwand in seinem Nachbarn. Da er­
schrak der Antragsteller vor der Kraft 
seiner Worte und mUhte sich inständig, 
ja keinen Wunsch mehr zu haben, und ihn 
schon gar nicht aufzuschreiben. Mein 
Gott, dachte er, aber jeder weitere Ge­
danke hätte für Gott gefährlich werden 
können. So wanderte er aus in eine Ge­
gend der Welt, in der seine Worte keine 
Allmacht besaßen." 
Ich wurde 19S2 in Jena geboren. Ich bin 
in politisch spannungsreichen Verhältnis­
sen aufgewachsen und ich versuche ge­
rade, darüber mit dem nötigen Taktgefühl 
und trotzdem mit der notwendigen Klar­
heit etwas zu schreiben. Mein Vater war 
Direktor der Städtischen Verkehrsbetrie­
be Jena und absolvierte in der Partei die 
ihm übertragenen Aufgaben pflichtge­
mJlß, während meine Mutter es immer 
bedauerte, vor 1961 nicht rechtzeitig in 
den Westen gegangen zu sein. Das war 
ein Dauerstreitthema in unserer Familie. 
Deshalb muß ich heute sehr verwundert 
zur Kenntnis nehmen, welche hannoni­
schen, intakten Biographien es in der 
DDR gab, daß Menschen nicht mit den 
politischen Spannungen in Berührung 
gekommen sind. Ich kann mir aber eine 
solche Biographie in der Umgebung, in 
der ich lebte, nicht vorstellen: Es gab 
Fluchtversuche von Leuten, die in der 
Straße gewohnt hatten und dann ins Ge­
fängnis kamen, Selbstmorde aus mehr 
oder weniger politischen Gründen, Ver­
haftungen wegen kollektiven West­
fernsehens und andere Ereignisse. Das 
sind Sachen, die ich als Kind und dann 
als Jugendlicher immer miterlebt habe: 
zum Beispiel Agitationskampagnen ge­
gen die Antennen im Garten, gegen die 
vermutete Ochsenkopfantenne zum Bmp-
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fang des Westfernsehens. Natürlich ha­
ben wir alle nur Westfernsehen geguckt; 
der einzige in der Straße, der das nicht 
gesehen hat und demonstrativ immer laut 
DDR-Radio hörte, galt als geistesgestört. 
Ich hatte einen Freund, dessen Oma und 
Opa in Weimar wohnten; die schalteten 
mitunter den Fernseher auf Ostprogramm 
und sagten dann: Scbau'n wir doch mal, 
was drllben kommt. 
Diese Differenz zu anderen Biographien 
zeigte sieb 1989 sehr stark, als ich in 
Berlin schon längst als Wahlberliner leb­
te; ich merkte dann doch große Unter­
schiede zu Leuten, die aus Brandenbmg 
oder Mecklenbmg dahin gezogen waren 
oder zufällig doch schon lll.ngere Zeit in 
Berlin wohnten und die sich deutsch­
deutsche Diskussionen, Wünsche oder 
Ansprüche von Menschen aus der DDR 
nicht vorstellen konnten. Ich mußte de­
nen damals in Diskussionen entgegenhal­
ten, daß ich eigentlich aus meiner gan­
zen - sicher eher kleinbUrgerlichen - Be­
kanntschaft und Verwandtschaft folgen­
de Grundhaltung in Erinnerung habe: 
wenn es mal anders kommt, dann kommt 
Deutschland wieder- irgendwie. Der ein­
zige, der nicht dieser Überzeugung war, 
kam aus Köln und war ein Kommunist, 
der in die DDR gegangen oder geflUch­
tet war und der uns manchmal abends 
besuchte; an diesen Abenden durfte der 
Fernseher nicht eingestellt werden. Da 
wurde ich vorher trainiert, bestimmte 
politische Fragen nicht zu stellen und 
Themen zu meiden. Das hatte dann zur 
Folge, daß sich in der Schule ein gewis­
ses Training zeigte, nicht alle Dinge of­
fen anzusprechen. Das cneugte auch ei­
nen gewissen Reiz, es auf so eine Art und 
Weise zu machen, daß die Lehrer das ir­
gendwie interessierte und sie es auch 
honorierten. Ich weiß, daß ich schon sehr 
frUh begann, die Lehrer in politische Dis­
kussionen zu verwickeln. Ich war sehr 
früh auf dem Weg, eine linksradikale 
Haltung zu entwickeln, die alles in der 
DDR noch nicht sozialistisch und kom­
munistisch genug fand. 
Das führte dazu, daß wir in Jena so eine 
Art Black-Panther-Party gründeten, die 
sich Solidarität mit den unterdrückten 
Farbigen in den USA zum Ziel gesetzt 
hatte, auch mit denen in der Bundesre­
publik, die als Streitkräfte ihren Dienst 
tun mußten. Es gab damals irgendein 
Feuergefecht - dabei wurden zwei Vor­
gesetzte getötet. Wtt sammelten darauf­
hin Unterschriften fUr die Freilassung der 
Täter und versuchten, das im Neuen 

Deutschland zu veröffentlichen. Das 
Neue Deutschland wies mich dann in ei­
nem Brief darauf hin, daß ich linksradi­
kalen Einflüssen unterliegen würde und 
daß ich mich bei allen Aktivitäten strikt 
in die Bündnispolitik einzufügen habe, 
die die DDR vorg~.'bt. Und so waren mei­
ne ersten Auseinandersetzungen mit der 
DDR solche, die immer von anderen 
Sozialismuskonzeptionen ausgingen, 
ganz egal ob ich diese nun w.irldich kann­
te oder nicht, mir nur kurz angelesen hatte 
oder mir einbildete. 
Wenn eingangs von einem Leben in der 
DDR geredet wurde, merkt man immer, 
wie brüchig dieses Wort vonder ,.DDR" 
ist, aus wievielen Komponenten es sich 
zusammensetzt - und das fUr jede Bio­
graphie oder fUr bestimmte soziale 
Schichten in bestimmten Regionen auf 
sehr verschiedene Art und Weise. Ich zi­
tiere aus einer Rede von mir: ,,Es lohnt 
sich, über die DDR und ihr Verschwin­
den weiter nachzudenken, nicht daß der 
Staat unbedingt hätte sein müssen. 
Gruppendynamische Experimente sollten 
in kleineren Gemeinschaften und freiwil­
lig stattfinden. Da der Staat nun einmal 
war, sollte er jetzt als Experiment behan­
delt werden, dessen Ergebnisse es nüch­
tern zu analysieren gilt. Wtt müssen uns 
länger mit den Geschichten der Wahrneh­
mung von Realität und den Wahrneh­
mungsverweigerungen damals und heu­
te befassen, um die herumspukende 
DDR-Sucllt abzukürzen. Sie überschritt 
längst die deutschen Grenzen und begeg­
net einem überall in der gennanistischen 
Welt. Gefördert durch den Umstand, daß 
früher zwei Staaten die an Deutschland 
Interessierten konkurrierend umwarben, 
heute gibt es einen, der permanent mit 
Einsparungen droht Da wird es leichter 
für die Hüter des Gespensterreiches, z.B. 
in Uruguay, die Casa Brecht als Kultur­
institut weiterzuführen mit einem 'auf 
den sozialen Idealen der DDR basieren­
den Kulturprogramm', so der Leiter des 
Goethe-Instituts dort, der im Binladungs­
brieffür eine Lesung auf die kaum näher 
zu beschreibende stille Verdu'ung fUr die 
einstige DDR verweist. Auf zum 
Erinnerungswettstreit nach Montevideo! 
Wie entschuldigte sich ein Denunziant 
ld1nlich beim Denunzierten?: "Ich habe 
rechtzeitig für Ihre Verhaftung gesorgt, 
damit Sie nicht noch mehr anstellen konn­
ten und später länger in den Knast ge­
kommen wären". 
Selbst die glaubhafte Kritik am Westen 
kam von drüben, siehe Fernsehen, politi-
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sehe Programme. Was faszinierte an 
Deutschland-West? Was machte Lust, im 
DDR-Trott innezuhalten und auszubre­
chen aus dem Kreislauf ideologischer 
Selbstverblödung? Es reizte der Westen 
an sich. Die Bundesrepublik nicht in er­
ster Linie, sondern als Tor zu Westeuro­
pa, zur Welt. Und diese offenere, heraus­
forderndere Welt kam über die West­
medien zurück. Sie verschwiegen vieles 
Uber die DDR und machten doch Lust, 
diesen Staat zu ändern, zu verbessern. 
Genangenommen weiß ich nicht mehr, 
wann und ob ich den Staat nur verändern 
und in den letzten Jahren manchmal doch 
nur noch schädigen, lähmen wollte. Das 
wechselte von Tag zu Tag, es gab einen 
Ekel, der in der Medienöffentlichkeit 
nicht vermittelbar gewesen wäre, und wo 
sich auch die Differenzen innerhalb der 

DDR-Bevölkerung drastisch zeigten. 
Ich weiß, daß es uns gefiel, daß die Bun­
desrepublik nicht so deutsch war, wie dies 
unsere Eltern in einigen Lebensbereichen 
gerne bewahrt hätten. Zum Beispiel in der 
Musik. Die vereinten instrumentalen 
Anstrengungen des Ostblocks verflüch­
tigten sich durch ein Gitarrensolo von 
Jimmy Hendrix. Was half in der DDR, 
auch gegen die DDR zu leben?: Der öf­
fentlich rechtliche Rundfunk, alle Sender, 
RIAS und Deutschlandfunk im besonde­
ren. Die informierten etwas genauer Uber 
die Verhältnisse als das Fernsehen. Für 
mich stellten die ersten Lesungen im 
Hessischen Rundfunk, die ersten Hör­
spiele im Bayerischen Rundfunk Mög­
lichkeiten dar, unabhängig vom Staat in 
der DDR zu leben. Ob das so zehn 1 ahre 
später, gegen Ende des Landes, fllr einen 

jungen unbekannten Autor noch möglich 
gewesen wäre? Zu viele literarische Ni­
schen in den Programmen sind vom 
Musikbrei zugeschüttet .. Westliche 
Beschleunigungstechniken als Alternati­
ve zur träge dahinfließenden Ostzeit, die 
viel mit Angst vor Veränderungen zu tun 
hat. Da kommt es schon vor, daß dem 
Enttäuschten heute selbst die Angst von 
damals Geborgenheit verspricht. Dabei 
eröffnet die deutsche Vereinigung ein 
Labyrinth von Chancen fl1r das Leben und 
die Literatur. 
Auch was im Oktober 89 in den Straßen 
von Leipzig und Plauen geschah, vor al­
lem was nicht geschah, läßt sich durch 
eine Theorie allein nicht erklären. Viel­
leicht verschwand die DDR so friedlich 
als Staat, weil niemand ihr Verschwin­
den wirklich plante. 

Modell hat sich glänzend bewährt 
Otto B. Roegele über die Aksdemie für Politische Bildung 

In der Festschrift ,,Politik - Bildung -
Religion" anllßllch des 65. Geburtsta­
ges von Staatsminister a. D. Prof. Dr. 
Hans Maler würdigte auch Prof. Dr. 
Otto B. Roegele - Mitglied des Kura­
toriums der Akademie - die Verdien­
ste des JubUars. Gleichzeitig wurde 
dies eine Würdlguug der Akademie fUr 
Politische Bildung. 
Unabhängig von den Hochschulen des 
Landes, was die Organisation betrifft, 
doch fest und auf das glücklichste durch 
Personen und Zielsetzungen mit ihnen 
verbunden, war und ist die ,,Akademie 
fllr Politische Bildung" in Tutzing. Man 
wird sagen dürfen, daß es eine der be­
sten Eingebungen des Bayerischen Land­
tags war, diese zentrale Binrichtung durch 
ein Gesetz, das von allen Parteien getra­
gen wurde, zu errichten und mit einem 
hohen Maß von Selbständigkeit, Selbst­
verwaltung und Verantwortung fttr das 
eigene Programm auszus~tten. Das Ge­
setz vom 27. Mai 1957 hat sich nicht al­
lein in der Kontinuität der Arbeit der 
Akademie bewährt, sondern auch einige 
Tests unter besonderer Zeitgeist-Bela­
stung gut bestanden. 
Mancher Hochschullehrer nahm in den 
turbulenten Jahren der studentischen Re­
bellion dankbar die Möglichkeit wahr, 
mit einem arbeitswilligen Seminar drei 
Tage in Tutzing unterzukommen und un­
gestört von Lärm und tätlichen Angrif-
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fen das Pensum eines Semesters abzu­
schließen. Und wer die Aktivitäten der 
Akademie in den Jahren nach der "Wen­
de" in den Blick nimmt, wird feststellen 
können, mit welcher Intensität und wie 
hohem internationalem Anspruch die 
neue Situation Deutschlands hier ange­
gangen und analysiert wurde- gleichzei­
tig im Vorfeld wissenschaftlicher Aufar­
beitung, politischer Bewertung und päd­
agogischer Ausstrahlung. 
Als Hochschullehrer wie als Kultusmi­
nister hat Hans Maier der Akademie in 
Tutzing von Anfang an besondere Auf­
merksamkeit und engagierte Mitwirkung 
zugewandt. Nach seinem Ausscheiden 
aus der Staatsregierung übernahm er den 
Vorsitz im Kuratorium der Akademie. In 
diesem Gremium, in dessen Ausschüssen. 
aber auch auf Tagungen hatte ich oft Ge­
legenheit, die unerschütterlich freundli­
che Gelassenheit zu bewundern, mit der 
Hans Maier fllr seinen Standpunkt warb, 
auch wenn es nicht ganz einfach war, die 
emotionalen Untertöne der Debatte zu 
überhören und bei der Sache zu bleiben. 
Für Leute mit erhöhtem Blutdruck, die 
sich leichter ärgern, war dies zuweilen 
etwas strapaziös, jedoch stets mit 
Erfahrungszuwachs verbunden, denn der 
trainierte Praktiker Hans Maier exerzier­
te dabei vor, was der Theoretiker des 
Regelwerks für das Zusammenleben in 
der pluralistischen Demokratie immer 

wieder in Worten ausfonnuliert hatte. 
Mit Recht gilt die Tutzinger ,,Akademie 
fUr Politische Bildung" als ein Modell, 
das sich glänzend bewährt hat und ande­
ren Ländern zum Vorbild dienen kann. 
Was Hans Maier und anderen Beobach­
tern, auch mir, eine gewisse Sorge berei­
tet, ist der Eindruck, daß die Landespoli­
tiker die Tätigkeit unddie Wirkungsmög­
lichkeiten der Akademie nicht mehr so 
wichtig nehmen, wie sie es in früheren 
Jahren getan haben. Nicht als ob es Kri­
tik oder Unzufriedenheit gäbe, oder gar 
der Nutzen der Institution in Zweifel ge­
zogen wUrde. Eher sieht es nach dem 
Gegenteil aus. In einer Zeit, in der Politi­
ker nur aufzumerken pflegen, wenn ir­
gendwo die Alarmglocken schrillen, 
wenri irgendwelche Medien einen "Skan­
dal" entdecken, wenn wahlkampfgerecht 
,,getimete" Schlagzeilen erscheinen, ge­
rät eine Institution, die klaglos ihren 
Dienst versieht, leicht ins Abseits der öf­
fentlichen Debatte. Das hat die Akade­
mie in Tutzing nicht verdient; das be­
kommt auch der Öffentlichkeit, die sich 
in den letzten Jahren mit so vielen 
unaufgearbeiteten Problemen herumzu­
schlagen hat, nicht gut. Die Arbeit der 
Akademie, wie sie sich entwickelt hat und 
weiter entwickeln wird, kann dazu wich­
tige Beiträge leisten. Sie muß freilich 
nicht nur geachtet, sondern auch gehörig 
beachtet werden. 



Veranstaltungen 

Februar 

NrJ jThema Kooperationspartner I Zielgruppe Tagungsteam 
Thrmln 

8 Politische Kulturforschung Deutsche Vereinigung für Politi- Leitung: Friedlich 
03.02.- sehe Wissenschaft DVPW Tagungssekretärin: Bäuerle 
06.02.97 'II' 081581256-46 

--
9 Integration - Expansion - Regionalisierung: Studenten der üniversität Passau Leitung: Oberreutet 
03.02.- Die Europäische Union im Wandel Tag.-Sekretllrin: Sittkus 
07.02.97 'II' 081581256-49 

lla Arbeitskreis Ethik: Politische Bildung in Deutscher Frauenbund Leitung: Diem.er 
13.02. Deutschland Tag.-Sekretärin: Bäuerle 

'II' 081581256-46 

12 Politischer, sozialer und kultureller Wandel: Mitglieder der Deutschen Gesell- Leitung: GroschiKeil 
14.02.- Die USA und die Bundesrepublik im schaftfür Amerikastudien und Tag.-Sekretärin: Heinz 
16.02.97 Vergleich interessierte Wissenschaftler 'II' 081581256-50 

13 Ethik und Sozialpolitik - Die Debatte um Verbandsvertreter Leitung: Diemer 
18.02.- den Umbau des Sozialstaates Tag.-Sckretärin: Bll.uerle 
20.02.97 .. 081581256-46 

14 Sicherheit- Bin menschliches Grundbedürf- Arbeitskreis Evangelischer Leitung: Piazolo 
18.02. - nis Hausfrauen, Landesverband Tag.-Sekretllrin: Bäuerle 
20.02.97 Bayern '11'08158/256-46 

15 Colloquium: Ethik und Politik - Solidarität; Offene Tagung Leitung: Diemer 
21.02.- Gestaltungsprinzip oder Scl;llagwort ? Tag.-Sekretärin: Bäuerle 
22.02.97 •081581256-46 

15a Kultureller Wandel in Bayern 1967-69 Studenten der Universität Passau Leitung: Obeneuter 
21.02.- Tag.-Sekretärin: Sittkus 
22.02.97 'II' 081581256-49 

16 Zukunftswerkstatt: VerknUpfung von Akademie für Lebrerfortbildung, Leitung: Hampe/Zimmennann 
24.02.- ökologischem, ökonomischem und politi- Dillingen Tag.-Sekretärin: Heinz 
28.02.97 schem LernenHauptschullehrer(innen) 'II' 081581256-50 

17 Fremdenfeindlichkeit - eine politische und Akademie für Lehrerfortbildung, I Leitung: Weber/Schonn 
24.02.- pädagogische Herausforderung für Dillingen Tag. -Sekretärin: Heinz 
28.02.97 Sozialkundelehrer an Berufsschulen 'II' 081581256-50 

März 

NrJ Thema Kooperationspartner I Zielgruppe Tagungsteam 
Termin 

I 

18 BWWU - Die wirtschaftlichen und Vereinigung landwirtschaftl. Leitung: Diemer 
03.03.- politi.tschen Auswirkungen Auslandspraktikanten Tag.-Sekretärin: Bäuerle 
06.03.97 'II' 081581256-46 

19 Multimedia-Forum Tagung mit offenem Teilnehmer- Leitung: Friedrich 
07.03.- kreis Tag.-Sekretlrin: Heinz 
08.03.97 'II' 081581256-50 
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NrJ Tb ema 
Termin 

20 Aktu elle Fragen zum deutschen Parlamenta-
10.03.- ns mus für Sozialkundelehrer an Berufs-

chulen 14.03.97 s 

21 7 Jahre Einheit - Zukunft durch Klarheit 
14.03.- ü ber die Vergangenheit: Klassenherrschaft 
16.03.97 in der SED-Diktatur 

fer und Täter im SED-Staat 24 Op 
24.03.-
27.03.97 

NrJ 
Termin 

25 
04.04.-
06.04.97 

26 
08.04.-
11.04.97 

27 
08.04.-
10.04.97 
-
28 
14.04.-
18.04.97 

29 
14.04.-
18.04.97 

30 
21.04.-
25.04.97 

31 
21.04.-
22.04.97 

32 
24.04.-
26.04.97 
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Thema 

Die SED und die Juden - Widerstand DDR 
1945-1955 

Kommunikationsforschung und -planung 

Sozialarbeit und Politik 

Leben unter totalitärer Herrschaft -
Diktaturvergleich 

Grundfragen der staatsbürgerlichen Bildung 

Journalistenausbildung 

Geschichtliche Bildung an der Grundschule 

Politische Bildung im vereinten Deutsch-
land 

März 

I Kooperado111partner I Zielgruppe 

I 

Akademie für Lehrerfortbildung, 
Dillingen 

Offene Tagung 

Gesellschaft für Deutschland-
lforschung 

April 

Kooperado11Sp8l'tner I Zielgruppe 

Projekt ,.Gegen Vergessen - für 
Demokratie" e. V. 

Fachkonferenz 

Studenten der Katholischen 
Stiftungsfachhochschule 
Benediktbeuem 

für Geschichts- und 
Sozialkundelehrer(innen) auf 
Fachober- und Berufsoberschulen 

für Seminarlehrer(innen) an 
Realschulen Akademie fUr 
Lehrerfortbildung, Dillingen 

Kapfinger-Stiftung 

Lehrstuhl für Didaktik der Ge-
schichte an der Universität Mün-
chen 

Frauenring 

Tagungsteam 

Leitung: Weber/Scharm 
Tag.-Selcretilrin: Heinz 
Ir 081581256-50 

Leitung: Maruhn 
Tag.-Sckretilrin: Bäuerle 
Ir 08158/256-4.6 

Leitung: Maruhn 
Tag.-Selaetilrin: Sittkus 
'lr081581256-49 

-

18gu.ngsteam 

Leitung: Maruhn 
Tag.-Sekretilrin: Bioerle 
'Ir 081581256-46 

Leitung: Friedrich 
Tag.-Sekretärin: Heinz 
Ir 081581256-50 

Leitung: Diemer 
Tag.-Sekretärin: Sittkus 
Ir 081581256-49 

Leitung: Weber/MUDehenbach 
Tag. -Sekretärin: Heinz 
'Ir 081581256-50 

Leitung: Willenborg 
Tag.-Sekretärin: Heinz 
,. 081581256-50 

Leitung: Friedrich 
Tag.-Sckretilrin: Bäuerle 
Ir 081581256-46 

Leitung: Diemer 
Tag.-Sekretärin: Heinz 
Ir 081581256-50 

Leitung: Weber/Diemer 
Tag.-Selcretärin: Bäuerle 
,. 081581256-46 



Direktor der Akademie: 

Prof. Dr. Heinrich Oberreuter 

Vorsitzender des Kuratoriums: 

Prof. Dr. Hans Maler 
Staatsminister a.D. 
Meichelbeckstr.6 -81545 MOnehen 

Vorsitzender des Beirats: 

Direktor Hermann Kumpfmüller 
Bayer. Volkshochschulverband 
Fäustlestraße 5 - 80339 MOnehen 

Kollegium: 

Gebhard Dlemer, M.A., Dozent 
Internat. Politik, Pol. Ideengeschichte 

Hans Frledrlch, Dozent 
Geschichte, Kommunikation, Politik 

Klaus Grosch 
Pol. Landeskunde, Randgruppen­
problematik, Migrationsfragen 

Dr. Pater Hampe, Dozent 
Wirtschafts- und Sozis/politik 

Uwe Kranenpohl, M.A. 
pst'Sijnlicher Referent des Direktors 

Jürgen Maruhn, Dip I. Volksw. 
Parteien, Extremismus, Wirtschaft, Sl­
cherheitspolitlk 

Dr. Michael Piazolo 
Europapolitlk, Staats- und Verfas­
sungsrecht, Rechtspolitik 

Dr. JOrgen Weber, Dozent 
Po/itiJcwiSSI!nSChaft, Z9itgeschichte 

Karl Heinz Wlllenborg, M.A. 
Umwelt- und 1/e!braucherpolltik, sozia­
le Schichtung, Zeltgeschichte 

Orgariisationsreferat: 
Ursula Paull 

Die Akademie wurde durch Gesetz des 
Bayer. Landtages 1957 als Anstalt des öf­
fentlichen Rechts mit dem Recht der Selbst­
verwaltung gegrOndet und wird aus Mitteln 
des bayel1schen Staatshaushaltes unterhal­
ten. Ihr gesetzlicher Auftrag ist, die politi­
sche Bildung in Bayern auf Oberparteilicher 
Grundlage zu fördern. Sie fOhrt Seminare 
zur Weiterbildung fOr Personen durch, die 
sich Ihrerseits mit politischer Bildung befas­
sen oder zur politischen Meinungsbildung 
beitragen (Multlplikatoren).ln Fachkonfaren· 
zenwerden mit Experten aus Wissenschaft 
und Praxis politische Probleme analysiert 
und fOr die schulische und außerschulische 
Bildungsarbeit aufbereitet. Die Akademie 
bietet darOber hinaus für die Bildungsarbeit 
und zur politischen Diskussion Materlallen 
ln mehreren Sehr1ftanreihen an. 

Nachrichten aus der Akademie 

Ku171torlum: 

Dr. Walter Eykmann (MdL) wurde als 
stellvertretender Vorsitzender in den Vor­
stand der Interparlamentarischen Arbeits­
gemeinschaft (IPA) gewählt 

Ruth Paulig wurde zur Landesvorsitzen­
den von Bündnis 90/Die GrUnen gewählt. 

Belret: 

Senator Dieter Kattenbeck feierte sei­
nen 60. Geburtstag. 

Rainer Wessley (Bayerischer Jugend­
ring) ist aus dem Beirat ausgeschieden. 
An seiner Stelle aufgenommen wurde 
Million Fendt (Jugend der Deutschen 
Angestelltengewerkschaft). 

Direktor: 

Vom Präsidenten des Bayerischen Land­
tags wurde Obeneuter die Bayerische 
Verfassungsmedaille in Gold verliehen; 
die Hochschule für Politik wählte ihn als 
neues Mitglied in das Kuratorium. 

Oberreuter hielt in den vergangenen 
Monaten unter anderem Vorträge in Bonn 
(Eröffnungsreferat bei der 14. Jahresta­
gung der Deutschen Gesellschaft für 
Politikwissenschaft), Dresden (Festvor­
trag zur Einweihung des neuen Gebäu­
des der Landeszentrale Dresden), Passau 
(8. Passauer Symposion zum Parlamen­
tarismus) und München. Beim WJ..SSen­
schaftlichen Symposion zur Genom­
analyse und Gentherapie der Akademie 
der Wissenschaften und der Literatur in 
Mamz führte er den Vorsitz fUr den Be­
reich gesellschaftspolitische Aspekte. 
Beim Carrefour des Seiences et de la 
Colture der Europäischen Kommission 
zum Thema "Welches Gesellschafts-
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modellfür Europa" war er einer von zwei 
deutschen Teilnehmern. AuBerdem wur­
de er in das Kuratorium der Hochschule 
für Politik gewählt. 

Neues Mitglied im Kollegium ist Uwe 
Kranenpohl, M.A., als persönlicher Re­
ferent des Direktors der Akademie. 
Kranenpohl (Jahrgang 1966) studierte 
Politikwissenschaft, Geschichte und 
Wutschaftswissenschaften an der Univer­
sität Passau und der Freien Universität 
Berlin. NachdemMagisterexamen 1991 
war er fünf Jahre als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Lehrstuhl für Politik­
wissenschaft der Universität Passau tä­
tig. Parlamentarismusforschung, Partei­
en- und Partizipationsforschung sowie 
der Komplex Jugend und Politik bilden 
seine Arbeitsschwerpunkte. 
Kranenpohl bietet im Wintersemester 
1996197 an der Vniversität Passau den 
Grundkurs ,,Einführung in das Studium 
der politischen Systeme" an. 

Dr. Michael Piazolo hielt in den vergan­
genen Monaten Vorträge in Grainau, Bo­
zen, Porto, Berlin, Frankfurt und 
Alsopahok (Ungarn). 

VeiWII/tung: 

Ausgeschieden sind Gisela Bansen (Mit­
arbeiterin in der Hauswirtschaft) und 
Renate Hemprlch (Vertreterin der Haus­
wirtschaftsleiterin). Seit 1.1.1997 istlrm­
gard Ponbolzer neue Mitarbeiterin in der 
Hauswirtschaft. 

Jublllum: 

Ihr 15jähriges Dienstjubiläum konnte 
Elfriede Schwalb (Mitarbeiterin in der 
Hauswirtschaft) am 1.11.1991 feiern. 
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Tagungsbericht 

Von Klischees geprägt 
Fundsmentalismus Im Kontext von Religion und Politik 

"Islam und Politik" nannte slc:h eine 
Kooperationstagung der Akademie 
mit dem Landesverband Bayern der 
Deutschen VereiDigung für Politische 
Bildung und der Bayerischen Landes­
zentrale fiir politische BUdungsarbeit. 
Vom 15. bis 17. November 1996 disku­
tierten die TeUnehmer über verschie· 
dene Aspekte des Islam. 'Über 
"Fundamentalismus im Konten von 
Religion und Politik" sprach Prof. Dr. 
Friedemann Büttner (FU Berlin): 
Nach wie vor wird das Bild des Funda­
mentalisten von Klischees geprägt. Fun­
damentalisten , so vermitteln uns Medien­
bilderundKommentare dazu, sind Men­
schen, die den Herausforderungen der 
Modeme psychisch- und wohl auch gei­
stig - nicht gewachsen sind. Es sind Men­
schen, die darum in Glaubensgewißheit 
Halt suchen und auf Konfliktsituationen 
nur mit Gewalt zu reagieren wissen. 
Wenn sich aber auch gläubige muslimi­
sche Intellektuelle zum Fundamentalis­
mus bekennen, dann stimmt entweder 
etwas mit den Muslimen nicht oder mit 
einem hierzulande verbreiteten Vor­
verständnis von dem, was Fundament­
alismus ist. 
Offensichtlich stoßen hier unterschiedli­
ehe Einschätzungen aufeinander. Einig­
keit besteht zunächst nur darüber, daß 
Fundamentalisten im Umgang mit den 
Problemen ihrer Gegenwart auf sinn· 
stiftende Fundamente beziehen, die vor 
die Modeme zurückgehen und/oder im 
Gegensatz zu ihr stehen. 
Der Begriff ,,Fundamentalismus" geht 
zurilckaufeine 1910bis 1915inden Ver­
einigten Staaten erschienene Schriftenrei­
he mit dem Titel "The Fundamental&. A 
Testimony to the Truth." Die Personen, 
die die Schriftenreihe trugen, die der spä­
teren Bewegung ihren Namen vorgab, 
versuchten in einer gesellschaftlichen 
Umbruchsituation den wesentlichen Kern 
ihres Wertesystems zu erhalten. 
Im Jahre 1979 begann für die Öffentlich­
keit mit der Revolution in Iran "die 
fundamentalistische Herausforderung". 
Mit der Ausweitung des Begriffs begann 
eine Welle von wissenschaftlichen Bemü­
hungen um ein klareres Verständnis der 
so unterschiedlichen Phänomene. Zu~ 
nächst dominierte aufklärerische 
Fundamentalismuskritik: Fund.amentalis-
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musist in dieser Wahrnehmung eine Re­
aktion von Menschen, die sich vor den 
Unsicherheiten, mit denen Vernunft­
gebrauch und selbstbestimmtes Handeln 
zurechtkommen müssen, in als sicher 
gewußte ,,absolute" Wahrheiten flüchten: 

Fundamentalistischer 
Impuls im Islam 

Dem Staatsgründer des heutigen Saudi­
Arabien, König Abdul Aziz Ibn Saud, 
wird die vielzitierte Formel zugeschrie­
ben: "WJI wollen Buropas Gaben, aber 
nicht seinen Geist!" Ohne sich direkt auf 
Ibn Saud zu beziehen, hat Bassam Tibi 
den darin implizierten Versuch, moderne 
Wissenschaft losgelöst von ihrem säku­
laren und aufklllrerischen Entstehungs~ 
zusammenbang zu be-und ergreifen- als 
den islamisch-fundamentalistischen 
"Traum von der halben Modeme" be­
zeichnet. 
Zum Ansatzpunkt für fundamentalis­
tische Bewegungen wurde das Denken 
des ägyptischen Reformtheologen und 
Juristen Muhanunad Abduh (1849-1905). 
Nur durch eine Wiederbelebung der von 
den rechtschaffenen Altvorderen (salaf) 
vertretenen Prinzipien des Islam würden 
nach Abduh die Muslime aus der Krise 
ihrer Zeit herausfinden können. 
Sein engster Mitarbeiter Raschid Rida 
(1865-1935) suchte Lösungen für alle 
Fragen bei den Vorbildern, ließ dabei als 
salaf nur noch die Generation des Pro­
pheten selbst gelten und leitete aus der 
damaligen Einheit des Gemeinwesens die 
Forderung nach einem islamischen Staat 
ab. 
An Raschid Rida orientierte sich Hasan 
al-Banna (1906 - 1949), der 1928 in 
Ägypten die Gemeinschaft der Muslim­
brüder (al-ikhwan al-muslimun) gründe­
te - die hier als Beispiel fllr einen islami­
sehen Fundamentalismus dienen soll. 
Wie Abduh und Rida wollte auch al­
Banna eine Modernisiemng der Gesell­
schaft, die wissenschaftlich-technischen 
Fortschritt nach westlichem Muster mit 
einer grundlegenden ethischen Erneue­
rung aus der islamischen Tradition ver­
bindet. 
Mit der Industrialisierung als wichtigstem 

Motor von Modernisierung hatten die 
Muslimbrüder dagegen keine Schwierig­
keiten. So gründeten die Muslimbrüder 
schon in den 30er Jahren Industriebetrie­
be und andere Wu1Schaftsuntemehmen. 
Hier verstanden sie sich als national ge­
stimmte Kapit:alinvestoren. 
Bereits in der Gründungsphase der 
Muslimbruderschaft bildeten der Koran 
und die als Antwort auf die Offenbarung 
entstandene Ordnung der Gemeinde 
Muhammads die zentralen Bezugspunk­
te, die ,,Fundamente" der Bewegung. 
Die Orientierung an den usul al-din ist in 
musllmischen Traditionen tief verwur­
zelt. Der Wunsch der Gläubigen, in jeder 
konkreten Situation und insbesondere im 
Konfliktfall möglichst genau zu wissen, 
was denn wohl Gottes Wille ist, führte 
Generationen von Gelehrten zu dem Ver­
such, mit immer neuen Interpretationen 
des Offenbarungstextes und mit immer 
neuen Beispielen vom Verhalten der 
Menschen in der Urgemeinde deren Ord­
nung als Modell für richtiges Verhalten 
zu (re-)konstruieren. 
Der Impuls, in einer Krise unmittelbar zu 
den Quellen und Fundamenten zurück­
zugehen, war also schon lange vor dem 
modernen Fundamentalismus da. Das 
macht es Fundamentalisten leicht, sich als 
bloße Traditionalisten zu geben. Man 
sollte die beiden jedoch nicht verwech­
seln. Deutlich wird der Unterschied zwi­
schen Traditionalisten und Fundamenta­
listen, wenn wir uns diejenigen näher 
anschauen, denen Mahmud das Recht 
abspricht, sich Fundamentalisten zu nen­
nen. Denn anders, als Mahmud sie sieht, 
gehören gerade jene gewaltbereiten Ra­
dikalen, denen er vorwirft, kaum eine 
Ahnung von der islamischen Religion zu 
haben, nach den hier vorgenommenen 
Begriffsbestimmungen zu den Funda­
mentalisten. Nur gehen diese eben anders 
mit den Fundamenten um. 
An der subjektiven Frömmigkeit solch 
fundamentalistischer Interpreten soll hier 
nicht gezweifelt werden, doch was sie mit 
ihren selektiven Interpretationen betrei­
ben, ist Ideologisierung - und in der Pra­
xis zugleich Politisierung - von Religi­
on. Fundamentalistische Bewegungen 
von Muslimen erweisen sich somit als 
zwar religiös artikuliert, aber politisch 
motivierte ideologische Bewegungen. 



Publikationen 1996 

Publikationen 1996 

Prof. Dr. Heinrich 
Oberreuter: 

-Freundliche Feinde? Die Alllierten und 
die Demok:ratiegriindung in Deutschland; 
in der Reihe: Akademiebeiträge zur po­
litischen Bildung, Band 29, Olzog, Mün­
chen I Landsberg a. Lech, 1996; (Hrsg. 
mitJ. Weber) 

-Parteiensystem am Wendepunkt? Wah­
len in der Fernsehdemokratie; Olzog, 
München I Landsberg a. Lech, 1996; 
(Hrsg.) darin: Zwischen Erlebnisgesell­
schaft und Medieneinfluß: Die offene 
Zukunft des Parteiensystems, S. 9-22; 

-Die Abgeordneten: Stellung, Aufgaben 
und Selbstverständnis in der parlamen­
tarischen Demokratie; in der Reihe: Bei­
träge zum Parlamentarismus, Band 911; 
Bayerischer Landtag, München, 1996; 
(Hrsg.) darin: Berufund Bild des Abge­
ordneten im Wandel, S. 15-24 

- Parlamentarische Konkurrenz ? Land­
tag- Bundestag - Buropaparlament I Der 
Landtag als Forum der politischen Öf­
fentlichkeit; in der Reihe: Beiträge zum 
Parlamentarismus, Band 912, Bayerischer 
Landtag, München, 1996; darin: Konkur­
renz um Spielräume, S. 17-22, und: Was 
nicht in den Medien ist, ist nicht Wirk­
lichkeit, S. 105-120; 

-Politik -Bildung- Religion. Hans Maier 
zum 65. Geburtstag; Schöningh, Pader­
bom I München I Wien I Zürich, 1996; 
(Hrsg. mit T. Stammen und P. Mikat) dar­
in: Medien als Akteure des Wandels: Zur 
Rolle des Fernsehens bei der Wende, S. 
361-375; 

-Zum Eigenwert politischer Bildung; in: 
Weidinger, Dorothea (Hrsg.):Politische 
Bildung in der Bundesrepublik. Zum 
dreißigjährigen Bestehen der Deutschen 
Vereinigung für politische Bildung; 
Leske + Budrich, Opladen, 1996, S. 128-
132; 

-Parlamentsverständnis; in: Eppelmann, 
Rainer I Möller, Horst I Nooke, Günter I 
Wilms, Dorothee (Hrsg.): Lexikon des 

DDR-Sozialismus. Das Staats- und Ge­
sellschaftssystem der Deutschen Demo­
kratischen Republik; Schöningh, Pader­
bom I München I Wien I Zürich, 1996, 
S.449-453; 

-Ist die Bayerische Verfassung noch zeit­
gemäß? In: Schulreport, Nr. 415, Mün­
chen, Dezember 1996, S. 24-26; 

-Repräsentative und plebiszitäre Elemen­
te als sich ergänzende politische Prinzi­
pien; in: Rüther, Günther (Hrsg.): Reprä­
sentative oder plebiszitll.te Demokratie -
eine Alternative?; Nomos Verlags­
gesellschaft, Baden-Baden, 1996, S.261-
274; 

Dr. Michael Plazolo 

-Arbeit in dermobilen Kommunikations­
gesellschaft (Hrsg. mit M-T. Tinnefeid 
und K. Köhler); Vieweg Verlag, Braun­
schweig, 1996; darin: Die Europäische 
Union - Eine Rechtsgemeinschaft im 
Umbruch?, S. 52 ff; 

-Abendkurs ,,Europäische Union"- Ma­
terialien, C.I.F.E Eigenverlag, München 
1996; 

- Some Experience in Political Adult 
Education in Bavaria (zusammen mit K. 
Grosch), The School Field - Internatio­
nal Journal of Theory and Research in 
Bducation, 1996 Vol VII, No 112, S. 122 
ff.; 

-Die Europäische Union- Ein t"berblick, 
Akademischer Verlag, München 1996; 

Dr. Jürgen Weber: 

-Der Bauplan für die Republik. Das Jahr 
1948 in der Deutschen Nachkriegsge­
scbichte, Olzog, München I Landsberg 
1996, 362 S. (Hrsg.); 

- Freundliche Feinde? Die Alliierten und 
die Demokratiegründung in Deutschland, 
Olzog, München I Landsberg 1996, 240 
S. (Hrsg. mit H. Oberreuter); 

-Spionage für den Frieden? Nachrich­
tendienste in Deutschland während des 
Kalten Krieges, Olzog, München I Lands­
berg 1996, 272 S. (Hrsg. mit W. Krieger); 

- Deutschland zwischen Diktatur und 
Demokratie. Weltpolitik im 20. Jahrhun­
dert (Buchners Kolleg Geschichte), Barn­
berg 1996, S. 145-330, S. 361-412; 

- 'li"effpunkt Geschichte - Bd. 4: Zeitge­
schichte für Realschulen, Buchn.ers Ver­
lag, Bamberg 1996,241 S. (mitH. Brack, 
D. Brückner, u.a.); 

- Sozialistische Demokratie, in: Lexikon 
des DDR-Sozialismus, herausgegeben 
von Rainer Eppelmann u.a., Schöningh, 
Paterborn 1996, S. 149-153. 

Dr. Peter Hsmpe: 

- Die Globalisierung der Finanzmärkte. 
Auswirkungen auf den Standort Deutsch­
land; Tutzinger Schriften zur Politik, Bd. 
4, von Hase & Koehler, Mainz I Mün­
chen, 1996 (Hrsg. mit H. Büttner), darin: 
Auf der Suche nach Auswegen aus den 
Dogmen der Währungstheologie (zusam­
men mit H. Büttner); 

-Reaktorsicherheit und Energiepolitik in 
Osteuropa, hrsg. für die Akademie für Po­
litische Bildung gemeinsam mit der Ge­
sellschaft für Anlagen- und Reaktor­
sicherheit (GRS) und dem Deutschen 
Ostforum, München, 1996; 

- Ursachen wirtschaftlicher Wachstums­
prozesse, in: R. Ried! IM. Deipos (Hrsg.): 
Die Ursachen des Wachstums. Unsere 
Chancen zur Umkehr, Kremayr & 
Scheriau, ~en,1996,S. 224-246; 

- ~rtschaftliche Ursachen des Zusam­
menbruchs des Ostblocks, in: Views and 
analyses, Bulletin des Institute for 
Political and International Studios (IPIS), 
Nr. 98, Februar 1996, Teheran (in farsi); 

-Miserable Noten für das Steuersystem, 
in: Süddeutsche Zeitung vom4.10.1996 
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Heinrich Oberreuter, Jürgen Weber 
(Hrsg): ,,Freundliche Feinde? Die Alli­
ierten und die Demokratiegründung in 
Deutschland", Olzog Verlag, München 
1996, 240 Seiten, 32 Mark 
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Zu diesem Buch 
schrieb Steffen 
Kalitz im "Tages­
spiegel" unter 
dem Titel "Die 
Mythen nach den 
Wenden - Über 
die schwierigen 
Demomtiegrün-
dungen in 
Deutschland nach 
zwei Diktaturen": 

Politisch motivierte Initiativen und Pu­
blikationen vergällten im letzten Jahr vie-­
len das Interesse am 8. Mai 1945. Der 
vorliegende Sammelband hebt sich von 
derartigem Gedenktagsrummel wohltu­
end ab. Die meisten Beiträge zeichnen 
sich durch empirischen Tiefgang und ar­
gumentative Klarheit aus. Sie bieten eine 
Fülle von Material, das zum Nachdenken 
über die Bedeutung des Kriegsendes und 
der folgenden Besatzung anregt. 

Norbert Walter: "Globalisierung- Ende 
nationaler Wirtschaftspolitik?", 
Akademiegespräche im Landtag, Heraus­
gegeben vom Bayerischen Landtag, 22 
Seiten 

Die Globalisie-
rung der Märkte I!S ~ 
schreitet fort und 
stellt selbst die 
führenden Indu­
strieländer vor 
neue Herausfor­
derungen. Der in-
ternationale Aus­
tausch von Gü­
tern, Dienstlei-

... _ 
stungen und Kapital ist zwar seit langem 
alltäglich, doch inzwischen hat sich die 

24 

Internationalisierung der Weltwirtschaft 
nicht nur verstärkt, sondern auch quali­
tativ verändert. Was kann nationale Wu1-
schaftspolitik tun, um Wohlstand und 
Wettbewerbsfähigkeit zu sichern? Was 
muß sie tun? Über die Beantwortung die­
ser Fragen referierte Prof. Dr. Norbert 
Walter, Chefvolkswirt Deutsche Bank 
Gruppe, bei dem Akademiegespräch im 
Maximilianeum in München am 18. Juni 
1996 (siehe auch Akademie-Report 3/ 
1996). Die Antworten und Thesen von 
Walter sind in dem vom Landtag heraus­
gegebenen Band abgedruckt. Mit Einfüh­
rungen von Johann Böhm, Präsident des 
Bayerischen Landtags, und Prof. Dr. 
Heinrich Oberreuter, Akademiedirektor. 

Hans Büttner/Peter Hampe (Hrsg.): 
"Die Globalisierung der Finanzmärkte -
Auswirkungen auf den Standort Deutsch­
land", Thtzinger Schriften zur Politik 4, 
v. Hase & Koehler Verlag, Mainz-Mün­
chen 1997,200 Seiten 

Mit der zuneh- Thtzinger Schriften 
menden Ten- zur Politik 4 
denz zu globa­
len Finanz­
märkten ist seit 
Jahren ein Auf 
und Ab von 
Börsen- und 
Wechselkursen 
zu beobachten, 
dessen wirt­
schaftliche, 

Die GlobalfilenUll 
der F1Jwlmlllrlrte 

v. HAss 1< Ko8IILBit 

aber auch politische Brisanz durch spek­
takuläre Börsencrashs, sprunghafte Auf­
und Abwertungen und sogar Bank­
zusammenbrüche erhellt wird. Der Nor­
malbürger wird von den realwirtschaft­
lichen Folgen des Geschehens auf den Fi­
nanzmärkten mitbetroffen. Vor allem seit 
der Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre 
wissen wir, welche wirtschaftlichen und 
politischen Folgen eruptive Finanzkrisen 
auslösen können. 
Das Buch beruht auf Ergebnissen einer 

Fachtagung, die die Akademie gemein­
sam mit der Arbeitsgemeinschaft für Ar­
beitnehmerfragen (AfA) der SPD Ende 
1995 veranstaltet hat. Veröffentlicht sind 
unter anderem Beiträge von Heiner 
Flassbeck, Wilhelm Hanke!, Karlhans 
Sauemheimer, Volker Hölterhoff, Bemd 
Rudolph und Kurt Faltlhauser. 

Marie-l'heres Thmefeld/Kiaus Köhler/ 
Michael Piazolo (Hrsg.): ,,Arbeit in der 
mobilen Kommunikationsgesellschaft", 
Arbeits-, datenschutzrechtliche, wirt­
schaftliche und soziale Auswirkungen der 
Telearbeit, Viewg-Verlag, Wiesbaden 
1996,310 Seiten, 98 Mark 

Das Buch 
behandelt 
umfassend 
und aktuell 
den Stand 
der Diskus­
sion zum 
Thema 
Telearbeit 
undTeleko­
operation. 
Die Beiträ­
ge sind das 
Etgebnis ei­
ner interdis-
ziplinären Zusammenarbeit namhafter 
Experten und Wissenschaftler. Es geht 
um eine im konstruktiven Sinne kritische 
Einschätzung der Chancen und Risiken 
heutiger Mobilitätstechnologie im Ar­
beitsleben. Tele--Inspektion, Tele--Edition, 
Tele-Konferenz und Telearbeit werden 
als besondere Formen der Tele­
kooperation behandelt. Unter dem Stich­
wort "Risikokomm.unikation" werden 
insbesondere die Datenschutzbeauftrag­
ten und Informatiker angesprochen. 
Die Publikation verfolgt das Ziel, kon­
krete Gestaltungsmöglichkeiten in Rich­
tung der vielbeschworenen Humanität der 
Arbeitsweltangesichts innovativer Tech­
nologien aufzuzeigen. 


